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Vor der Entſcheidung.
Der Verfaſſungs- Ausſchuß hat am Mittwoch über die

Wahlrechtsfrage in den Einzelſtaaten de-
battiert. Am Freitag wird abgeſtimmt, und die Sache ſteht
nunmehr ſo: Der ſozialdemokratiſche Antrag, durch Reichs-
geſetz allen Staatsbürgern beiderlei Geſchlechts vom 20.
Lebensjahr an das Wahlrecht zu den Landtagen zu verleihen,
wird abgelehnt werden. Die Fortſchrittler haben unter
Zurückziehung ihrer frühern Anträge eine Reſolution ein-
gebracht, die den Satz der Oſterbotſchaft, für das Klaſſen-
wahlrecht in Preußen ſei kein Raum mehr, unterſtreicht und
den Wunſch ausſpricht, „daß die volle ſtaatsbürger-
liche Gleichberechtigung in allen Bundes-
ſtaaten ohne Verzug durchgeführt wird“.

Die Fortſchrittler verdienen für die Taktik, die ſie mit
der Einbringung dieſer Reſolution verfolgen, keinen Tadel.
Denn die Gefahr lag nahe, daß an dem bekannten Schaukel-
ſpiel zwiſchen Nationalliberalen und Zentrum

jedes poſitive Ergebnis ſcheitern

würde. Das Zentrum hat gegen die reichsgeſetzliche Reg-
lung der einzelſtaatlichen Wahlrechtsfrage ſeine berühmten
„Kompetenzbedenken“, und den Nationalliberalen wollen die
Worte „allgemeines, gleiches, direktes und geheimes Wahl-
recht“ ſchwer aus dem Munde. Der fortſchrittliche Antrag
umſchifft vorſichtig beide Klippen, er nimmt dem Zentrum
den Vorwand der Kompetenzbedenken, und er erleichtert den
Nationalliberalen die Zuſtimmung durch die Wahl eines
allgemeinern Ausdrucks. Die Fortſchrittler hoffen, auf dieſe
Weiſe die Situation retten und die Verhandlung zu einem
einigermaßen poſitiven Ergebnis führen zu können. Sie
rechnen darauf, daß ſowohl das Zentrum als auch die
Nationalliberalen und nach Ablehnung ihres eignen An
trags die Sozialdemokraten der Reſolution zuſtimmen
würden, ſo daß ſich eine Einigung aller Reichstagsparteien
mit Ausnahme der Konſervativen ergeben würde.

Nimmt man an, daß dieſer Optimismus der Fort-
ſchrittler gerechtfertigt iſt, ſo bleibt das Ergebnis immer
noch dürftig genug. Was das Volk vom Reichstag erwar-
tete, war

eine Tat, nicht aber eine Meinung.

Die Reſolution ſchiebt jedoch die Tat, die zu leiſten iſt,
andern zu. Wer ſind dieſe andern? Jn erſter Linie muß
man dabei an die einzelſtaatlichen Regierungen denken, die
aufgefordert ſind, die volle ſtaatsbürgerliche Gleichberechti-
gung ohne Verzug durchzuführen. Wie aber, wenn ſich die
einzelſtaatlichen Regierungen weigern, dieſer Aufforderung
der deutſchen Volksvertretung nachzukommen? Wie, wenn
die Regierungen der Aufforderung Folge leiſten, bei dem
Verſuch ihrer Erfüllung aber in den einzelſtaatlichen Par-
lamenten auf Hinderniſſe ſtoßen? Dann bleibt doch
wiederum nichts andres übrig, als ein ſtarker, alle Hinder-
niſſe zerbrechender Druck von oben oder von unten

Vor ſolchen nicht unbedenklichen Entwicklungsmöglich-
keiten hätte die reichsgeſetzliche Reglung der Frage
den ſicherſten Schutz geboten. Daß ſie nicht erfolgt, dafür
muß man die bürgerlichen Mittelparteien ſchwer anklagen.
Sie tragen die Verantwortung dafür, wenn ſtatt eines
glatten und ungefährlichen Weges ein andrer geſucht ver-
den muß, der ſchwieriger und von Gefahren nicht frei iſt.
In die Verantwortung dafür teilt ſich mit ihnen die Re
gierung, die in unglaublicher, einfach empörender Weiſe
bei den ganzen Verhandlungen des Verfaſſungs- Ausſchuſſes
geſchwiegen hat. Jndenm ſie ſich verſteckte, hat ſie einen
Zuſtand enthüllt, der einfach nicht länger zu ertragen iſt.

Jſt ſo etwas überhaupt erhört? Ein Reichstags-Aus-
ſchuß verhandelt über die wichtigſte Frage der deutſchen Ver-
faſſung, über eine wahre

Schickſalsfrage des deutſchen Volkes,

und die Regierung ſitzt dabei und tut ſo, als ob dies alles
ſie überhaupt gar nichts anginge.

Zwei Tage vor dieſer Debatte hatten zehn hervor-
tagende Vertreter der Wiſſenſchaft und der Diplomatie an
Bethmann- Hollweg den bekannten Aufruf gerichtet, der ihn
auffordert, die Einführung des gleichen Wahlrechts in
Preußen ſofort in Angriff zu nehmen. Dieſe zehn waren,

wirklicher Volkswünſche und einer Ueberzengung, die ſich
aus den breiten Maſſen des Volkes heraus jetzt bis in die
höchſten Spitzen der Geſellſchaft den Weg gebrochen hat: der
Ueberzeugung, daß es ſo wie bisher nicht weiter geht, und
daß ohne Verzug gehandelt werden muß.

Die Regierung ſchweigt zu dem Aufruf. Sie ſchweigt
bei den Verhandlungen des Verfaſſungs- Ausſchuſſes fünf
Stunden lang in allen möglichen Tonarten. Es iſt einfach
nichts aus ihr herauszubringen. Sie legt ſich hinter den
Buſch und denkt: Jch ſag nicht ſo, und ich ſag nicht ſo, denn
ſagte ich ſo oder ſo, ſo könnte man ſagen, ich hätte ſo oder
ſo geſagt.

Angeſichts dieſer Haltung der Regierung und der
Mittelparteien, wäre es immer ſchon etwas, wenn die fort
ſchrittliche Reſolution angenommen würde. Sie wird ſchwer-
lich die preußiſchen Granden und die mecklenburgiſchen Rit-
ter zum Jdeal der ſtaatsbürgerlichen Rechtsgleichheit be-
kehren, ſie wird ſchwerlich die hartnäckige Entſchlußloſigkeit,
den paſſiven Widerſtand der Regierungen überwinden, aber
ſie wird der Propaganda für die Rechtsgleichheit eine

neue ſtarke Waffe

in die Hand geben. Darum wäre es falſch, einen Beſchluß
des Reichstags in der Richtung der fortſchrittlichen Reſolu
tion als gänzlich unerheblich abzutun.

Wenn die deutſche Volksvertretung erklärt, daß die
ſtaatsbürgerliche Gleichberechtigung in den Bundesſtaaten
ohne Verzug durchgeführt werden müſſe, ſo kann es nicht
unſre Aufgabe ſein, dieſe Erklärung gering zu ſchätzen, ſon
dern unſre Aufgabe mußſein, ſie aufzunehmen und ihr dadurch
erſt recht Schwung und Durchſchlagskraft zu verleihen. Das
Volk darf mit dem Beſchluß ſeiner Vertretung unzufrieden
ſein und es hat ſeine guten Gründe dazu, aber es darf nicht
dulden, daß dieſer Beſchluß von Junkern und Bureaukraten
mißachtet werde. Es muß mit ungeſtümem Nachdruck die
Forderung erheben, daß die volle ſtaatsbürgerliche Gleich-
berechtigung in allen Bundesſtaaten durchgeführt werde
ohne Verzug!

J

Sitzungsbericht.
Ueber die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes iſt

im einzelnen folgendes zu berichten:

Die ſozialdemokratiſche Fraktion fordert in einem Antrag,
daß in jedem Bundesſtagat und in Elſaß-Lothringen eine auf
Grund des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts
nach der Verhältniswahl gewählte Volksvertretung beſtehen muß.
Weiter wird gefordert das Recht zur Teilnabmne an der Wahl für
alle über 20 Jahre alten Reichsangehörigen ohne Unterſchied
des Geſchlechts. Die Zuſtimmung dieſer Volksvertretung iſt zu
jedem Landesgeſetz und zur Feſtſtellung des Staatshaushaltetats
erforderlich. Bernſtein und Genoſſen hatten einen faſt gleichlauten-
den Antrag geſtellt, der noch die Forderung enthielt, daß die Erſten
Kammern aufzuheben ſind.

Die Fortſchrittler beantragten, daß in allen deutſchen Bun-
desſtaaten eine konſtitutionelle Verfaſſung geſchaffen werde mit
einer Volksvertretung, die auf dem allgemeinen, direkten, gleichen
und geheimen Wahlrecht beruht; ferner den Herrn Reichskanzler
zu erſuchen, dahin zu wirken, daß in den mecklenburgiſchen Groß-
herzogtümern unverzüglich eine konſtitutionelle Verfaſſung einge-
führt wird.

Abg. Landsberg (Soz.) begründete den ſozialdemokratiſchen
Antrag mit dem Hinweis darauf. daß die Uebertragung des Reichs-
tagswahlrechts auf die Bundesſtaaten das allermindeſte ſei, was
man erwarten dürfe. Ein Pluralwahlrecht würde vom Volke direkt
als eine Verhöhnung aufgefaßt werden. Ueber die Frage,
ob der Reichstag zu ſolchen Beſchlüſſen tompetent ſei, könne kein
Zweifel beſtehen. Auch das Zentrum ſei früher der gleichen An-
ſicht geweſen und werde hoffentlich auf dieſem Standpunkt be-
harren. Die Oſterbotſchaft des Kaiſers lehnt das Klaſſenwahlkrecht
ab; ein Pluralwahlrecht wäre mit der kaiſerlichen Kundgebung
nicht in Eintlang zu bringen. Wenn die Konſervativen ſich ab
lehnend verhalten und die Regierung ſich in Schweigen hüllt, dann
darf der Reichstag dieſe Paſſivität nicht auch üben, ſondern muß
mit aller Entſchiedenheit auf eine umfaſſende Wahlreform drängen.
Das iſt ein ſehr erheblicher Schritt zum Frieden, der im feind-
lichen Ausland den Gedanten zerſtört, daß der Kampf dem regktir
nären Deutſchland gelte. Abg. Stadthagen begründe den Antr
Bernſtein mit dem Hinweis darauf, daß das allgemeiné, gleiche,
geheime und direkte Wahlrecht nicht nur für den Ueberbau, ſondern
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woran nicht zu zweifeln iſt, in dieſem Falle die Vertreter

zelſtagten und die Gemeinden. Das Volk muß auf einer ſofortigen
Durchführung der Reform beſtehen. Abg. Kreth beſtreitet die
Kompetenz des Reiches und behauptet, daß Preußen in allen ſeinen
Einrichtungen geradezu vorbildlich ſei. Die Wahlrechtsfrage in
Preußen ſei eine rein preußiſche Angelegenheit, in die das Reich
nichts hineinzureden habe. Dem Volke ſei das preußiſche Wahl-
recht Wurſt und eine Wurſt wäre ihm vielleicht heute lieber. Die
Demokratiſierung Preußens müſſe zum Ruin des Staates führen.

Abg. Mertin (Dt. Fr.) erklärt ſich ebenfalls ablehnend. Bei
aller Anerkennung der Reformbedürftigkeit der einzelſtaatlichen
Wahlrechte müſſe man dieſe Reform doch den Einzelſtagten ſelber
überlaſſen. Abg. Müller (Meiningen) bekennt ſich als Anhänger
der Uebertragung des Reichstagswahlrechts auf die Bundesſtagten,
lehnt jedoch die weitergehenden Forderungen der Sozialdemokraten

ab. Redner zieht die beiden fortſchrittlichen An
träge zurüch, weil eine Mehrheit dafür jetzt nicht zu haben ſei,
und ſchlägt dafür folgende Reſokution vor:

Der Reichstag wolſe beſchließen, an den Herrn Reichskanz-
ler folgende Erklärung zu richten: Mit der an den Reichskanzler
und den preußiſchen Miniſterpräſidenten gerichteten Lſterbot-
ſchaft des deutſchen Kaiſers und Königs von Preußen iſt auch der
Reichstag der Ueberzeugung, daß nach den gewaltigen Leiſtungen
des ganzen Volkes in dieſem furchtbaren Kriege für das
Klaſſenwahlrecht in Preußen kein Raum
mehr iſt.

Wie alle Schichten des Volkes in pflichtbewußter Aufopfe-
rung an der glücklichen Durchführung des gewaltigen Krieges
mitwirken, ſo werden auch die großen wirtſchaftlichen und ſo-
zialen Aufgaben, die bei Ausgang des Krieges und nach dem
Kriege zu erfüllen ſind, der hingebungsvollen und freudigen
Mitarbeit des ganzen Volkes bedürfen. Hierfür aber iſt eine
unerläßliche Vorausſetzung, daß die volle
ſtaatsbürgerliche Gleichberechtigung in allen
Bundesſtaaten ohne Verzug durchgeführt wird. Dadurch werden

des Krieges ſowie für den neuen Aufbau des deutſchen Lebens
zur Entfaltung gebracht werden.

Abg. Junck (natl.) erklärt ſich gegen die ſozialdemokratiſchen
Anträge und gibt der Hoffnung Ausdruck, daß die Verhältniſſe in
Preußen ſich heute ſo geſtaltet haben, daß eine Wahlrechtsreform
nicht mehr aufgeſchoben werden kann. Abg. Herold (Ztr.) erblickt
in den Anträgen einen Eingriff in die Rechte der Einzelſtaaten,
den das Zentrum nicht billigen könne.

Abg. Dr. Gradnauer (Soz.) teilt das Vertrauen der Natio-
naliberalen in die Einſicht der einzelnen Bundesſtaaten nicht. Eine
wirkliche Löſung könne nur die Annahme des ſogialdemokratiſchen
Antrags bringen. An der Tatſache. daß man den Maſſen des
Volkes die politiſche Gleichberechtigung geben müſſe, komme
man nicht mehr vorbei. Zwiſchen dem Erlaß der Oſterbotſchaft
und dem gegenwärtigen Moment liegen drei Mongte, in denen
ſich vieles geändert hat. Die Ercignifſe überſtürzen ſich und das
Volk iſt von tiefſtem Mißtrauen gegen die Regierung erfüllt. Des-
halb muß die Reform jetzt kommen, denn nach dem Kriege hat
man ganz andre Aufgaben zu löſen. Dringend ſei davor zu
warnen, daß man den Einflüſterungen des Frhrn. v. Zedlitz Go-
hör ſchenke, der die Einführung eines Pluralwahlrechts empfiehlt.
Die Reichsleitung ſolle endliche einmal Entſchlußkraft zeigen und
dem Volke geben, was ihm gebübhrt.

Abg. Pachnicke (Fortſchr. Vp.) geht dann auf die Verhält
niſſe in Mecklenburg ein und ſtellt feſt, daß die Fortſchrittler ihre
Anträge nur zurückgezogen haben, um zu erreichen, daß überhaupt
etwas zuſtande kommt. Eine Reform des preußiſchen Wahl
rechts durch den preußiſchen Landtag iſt nur möglich, wenn das
Zentrum mitmacht und wenn ein Pairsſchub im Herrenhaus er-
folgt.

Abg. Wurm (Unabh. Soz.) volemiſiert lebhaft gegen die
Konſervativen und ſtellt feſt, daß der preußiſche Miniſter v. Hinüber
die Oſterbotſchaft ſo ausgelegt hat, daß ertlärte, es werde darin
keineswegs ein gleiches Wahlrecht verſprochen. Die ſchwächliche
Haltung der Fortſchrittler verhindere jedes poſitive Reſultat.

Abg. Graefe (konſ.) verſichert, daß die Konſervativen bereit
ſind, an einer Wahlreform in Preußen mitzuarbeiten, aber immer
unter dem Geſichtspunkt, daß die hiſtoriſchen Verhältniſſe Preu-
ßens genügend beachtet werden.

Abg. Becker (Arnsberg, Zentr.) nimmt das Zentrum in
Schutz, daß die Mehrheit im Preußiſchen Landtag nicht habe und
deshalb auch für das Scheitern einer Wahlreform nicht verant
wortlich gemacht werden könne. So viel ſtehe aber feſt, daß die
Wahlreform in Preußen unter allen Umſtänden kommen müſſe.

Die Debatte wurde geſchloſſen. Die Abſtimmung findet am
Freitag ſtatt. Die Vertreter der Regierung ergriffen in der
Diskufſſion auch nicht ein einziges Mal das Wort, aut-
worteten auch nicht auf die Frage, die kg. Gradnauer an die
Regierung geſtellt hatte, wie weit die Vornröeiten für die Wahl

auch für den Unterbau des Reiches gelten müſſe. das ſind die Ein reform bereits gediehen ſeien.
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Die kapitaliſtiſche Demokrat
Genoſſe Adolf Hepner (München), ein amerikaniſcher

Staatsbürger, ſchreibt uns:
Jn ſeiner Note an die ruſſiſche Revokntionsregierung

erklärt Wilſon, wie ſchon ſo oft, daß die Vereinigten Staaten
ganz ohne eigennützigen Zweck das Schwert gegen Deurſch-
land gezogen haben: es gelte nur durch die gewaltſame Be
kehrung Deutſchlands zur Freiheit einen Dienſt der Menſch
heit zu leiſten.

Dabei wird in keinem Lande ſo tief und eindringlich
wie in den Vereinigten Staaten die Lehre gepredigt: Mit
dem Wohltätigſein 3uß man zu Hauſe anfangen. Und virk-
lich hätte Wilſon bei ſich zu Hauſe in Amerika an allen
Ecken und Enden Gelegenheit, die „Menſchheit“ zu retten
und zur „Ehre der Nation“ zu wirken, die er jetzt an Deutſch
land rächen will, weil es die amerikaniſchen Munitions-
transporte geſtört hat. Den Beweis dafür werden ein paar
willkürlich herausgegriffene Zahlen und Tatſachen er-
bringen:

Das Mitglied der oberſten amerikaniſchen Regierungs-
behörde für Handelsſachen G. L. Knapp ſtellt in einem Ar-
tikel über „Die Arbeits verhältniſſe in den Baumwoll-
fabriken von South Carolina“ feſt, daß viele hundert
Kinder dort für zweiundſechzigſtündige Arbeit
innerhalb einer Woche einen Lohn von 1,32 Dollar erhal-
ten, ſowie daß im ſelben Staate mehrere tauſend noch nicht
9 Jahre alte Kinder die gleiche Zahl der Arbeitsſtun-
den zu fronder haben. Und was ſagt dieſer hohe Beamte
dazu: „Es beſteht wenig Hoffnung auf baldige Aenderung
dieſer unerfreulichen Verhältniſſe.“

Jn den Anthrazitkohlen gruben des Stantes
Pennſylvania kamen von 1870 bis 1903 durchſchnittlich 322
Mann im Jahre ums Leben; das Minimum in dieſen
34 Jahren war 166, das Maximum 518; 5 Jahre ſpäter,
1908, erreichte, bei nur mäßiger Steigerung der Produktion,
die Ziffer der jährlichen Menſchenopfer ſchon die Höhe von
708, während ſie im Weichkohlengebiet des Staates 806 be-
trug. Jm Jahrzehnt 1898--1907 haben in den Vereinigten
Staaten überhaupt 26 340 Kohlenhauer bei der Arbeit

wundungen und Berkrüpplungen gab es keine genaue
Statiſtik.

Jm Jahre 1908 betrug im Gebiet von GroßNeuyork
mit ſeinen damals 414 Millionen Einwohnern die Zahl der
Unfälle auf den Hoch-, Tief- und Straßenbahnen 52 599
oder täglich 144: infolge dieſer Unfälle erlitten 355 Menſchen
ſofort oder bald darauf den Tod; 68 mußten ſich einer Am-
putation unterziehen und 2090 erlitten mehr oder minder
ſchwere Verletzungen, darunter 170 Schädelbrüiche.

Mehr als 32000 Todesfälle und zwei Millio-
nen Verletzungen weiſt die Unfallſtatiſtik in
den Vereinigten Staaten während des Jahres 1907 unter
den Arbeitern auf, und zwar laut dem von dem Arbeits-
bureau veröffentlichten Bulletin über Unfälle ſpätere
Zahlen ſind uns nicht zur Hand, ſind aber noch weſentlich
höher. Unter dem Fahrperſonal der Bahnen büßten 714
vom Tanſend beim Betrieb das Leben ein, während die faſt
20fache Zahl Verletzungen erlitt. Das Bulletin ſagt dazu,
daß ſehr viel, was zum Schutze der Arbeiter getan werden
könnte, vernachläſſigt wird, obgleich während der letzten
Dekade viele und eingehende Verbeſſerungen im Fabrik
betrieb eingeführt wurden. Es wird hervorgehoben, daß die
Möglichkeit für erfolgreiche Unfallverhütung in klarer Weiſe
in der Erfahrung in fremden Ländern demonſtriert wurde.
„Angenommen,“ erklärt das Bulletin, „daß die den euro-
päiſchen Ländern unterliegenden Verhältniſſe oft ganz ver-
ſchieden ſind und daß viele unſrer induſtriellen Unfälle aus
Unwiſſenheit, rückſichtsloſer Gleichgültigkeit oder Achtloſig-
keit reſultieren, bleibt dennoch die Tatſache beſtehen, daß eine
immenſe Anzahl von Menſchenleben vergeudet und eine
große Menge von Verletzungen der Geſundheit und Kraft
zugefügt wird, mit danach folgender phyſiſcher Unbrauchbar-
keit, was einen ſehr erheblichen ökonomiſchen Wert für die
geſamte Nation ausmacht.“ Ferner wird erklärt, daß es
nicht unmöglich ſein ſollte, wenigſtens ein Drittel oder
vielleicht die Hälfte der Unfälle durch intelligente und ra-
tionelle Methoden der Fabrikinſpektion, Geſetzgebung und

ihr Leben eingebüßt.
Jm Vittsburger Stahl diſtrikt wurden

Jahre 526 Arbeiter im Betrieb getötet.
in einem

Kontrolle zu verhüten.
Auf je tauſend Eiſenbahnangeſtellte kommen

g Ueber die Ver- im Dienſt zu Schaden in Deutſchland 2,4, in Belgien 11,

Die Anabhängigen in Stockholm.
Die Stockholmer Abordnung der Unabhängigen ſozial-

demokratiſchen Partei Deutſchlands gibt folgenden Bericht
heraus:

„Die Delegation der Unabhängigen Sozialdemokratie
Deutſchlands zur internationalen Konferenz traf am
22. Juni 1917 in Stockholm ein, beſtehend aus Bern-
ſtein, Haaſe, Herzfeld als Vertreter Adolf Hoff-
manns, der den Reiſepaß wegen eines gegen ihn eingeleite-
ten politiſchen Strafverfahrens nicht erhalten hatte,
Kautsky und Stadthagen. Frau Zietz war kurz
vor der Abreiſe plötzlich erkrankt. Später trafen noch als
Delegierte ein: Hofer, Ledebour, Wengels und
Oskar Cohn.

Die Delegation hatte eine Reihe von Unterhaltungen
mit ruſſiſchen Genoſſen verſchiedener Richtungen über die
ſchwebenden internationalen Fragen gepflogen, die fort-
geſetzt werden ſollen, ſobald noch andre Genoſſen aus Ruß-
land, die angemeldet ſind, ankommen. Die Delegation hat
ſich ferner mit dem Komitee der Zimmerwalder ſowie mit
dem holländiſch-ſkandinaviſchen Komitee in Verbindung
geſetzt.

Mit dem Komitee der Zimmerwalder erörterte
ſie in mehreren Beſprechungen die Vorausſetzungen einer
Vorkonferenz dieſer Organiſation vor der vom Arbeiter-
und Soldatenrat einberufenen allgemeinen Konferenz ſowie
verſchiedene Fragen der Friedenspolitik. Eine allgemeine
Sitzung der Zimmerwalder konnte nicht ſtattfinden, we'l
wegen Verſchiebung der allgemeinen internationalen Konfe-
renz, die vor Auguſt wohl nicht zuſammentreten kann, aus
mehreren Ländern Vertreter noch nicht erſchienen waren.

Vor dem holländiſch-ſkandinaviſchen Ko-
mitee entwickelten die Delegierten der Unabhängigen So-
zioldemokratie Deutſchlands ihre Auffaſſung über die
Friedensarbeit. Haaſe, Bernſtein und Kautstky hiel-
ten längere Referate über dieſen Cegenſtand. Herzfeld,
Hofer, Stadthagen und Wengels ergänzten ihre Aus-
führungen.

Haaſe gab vor allem einen geſchichtlichen Ueberblick
über die Tätigkeit, die die Oppoſition in der deutſchen So
zialdemokratie vom Beginn des Krieges ab für den
Frieden entwickelt hat. Er zeigte an Hand des Urkun-
denmaterials, wie die Oppoſition von Anfang an für die
jenigen Forderungen gekämpft hat, die jetzt allgemein auf
geſtellt werden: für einen Frieden ohne Annerionen und
Kontributionen auf der Grundlage des Selbſtbeſtimmungs-
rechts der Völker. Er legte ferner im einzelnen dar, daß
die Oppoſition die Mehrheit der Reichstagsfraktion und des
Parteivorſtandes fortgeſetzt zu einer unzweideutigen und
entſchiedenen Stellung in dieſer Richtung zu drängen ge
ſucht hat, und daß ſie, weil dieſe Bemühungen auf hart

Was der Krieg

näckigen Widerſtand ſtießen, im Geſamtintereſfe des Prole-
tariats und zur Förderung des Weltfriedens genötigt war
die Fraktionsdiſziplin zu durchbrechen, un
bekümmert um die Maßreglung und Verfolgungen

durch Fraktionsmehrheit und Parteivorſtand. Er wies
nach, daß hier nicht Mißverſtändniſſe vorlägen, ſondern
tiefgehende Gegenſätze in den Grundan-
ſchauungen. Für die Unabhängige ſozialdemokratiſche
Partei ſei die Friedensformel des Arbeiter- und Soldaten-
rats der Ausdruck ihrer eignen konſequent vertretenen
Grundſätze, für die andern nur die opportuniſtiſche Anpaſ-
ſung an die augenblickliche Situation.

Bernſtein ſprach im Anſchluß an dieſe Ausführun-
gen hauptſächlich darüber, ob die Schuld frage von den
Verhandlungen der allgemeinen Konferenz ganz ausge
ſchloſſen werden könnte. Die völlige Ausſchaltung dieſer
Frage werde ſchon deshalb nicht möglich ſein, weil die Ver
treter mehrerer Länder ihre Behandlung forderten und die
Ablehnung wahrſcheinlich als Parteilichkeit betrachten wer-
den. Auch würde man den Kampf für den Frieden und für
ein den Grundſätzen demokratiſcher Gerechtigkeit ent-
ſprechendes Friedensprogramm nicht in zweckmäßiger Weiſe
führen können, wenn man nicht Klarheit über den Cha-
rakter des Krieges und den Anteil der einzelnen Re-
gierungen an ihm gewonnen habe. Das könne, wie er im
einzelnen nachwies, ganz gut an Hand der von den Regie-
rungen ſelbſt veröffentlichten Kriegsdokumente geſchehen.
Auch werde der Sache des Friedens dadurch ein Dienſt ge
leiſtet werden, wenn auf einer allgemeinen Konferenz die
Genoſſen aus den kriegführenden Staaten ihre eigne Mei-
nung über dieſe Streitfragen äußern würden. Die Haupt-
hinderniſſe der Einigung über eine kraftvolle Aktion für
den Frieden ſeien die Meinungsverſchiedenheiten über die
Verantwortungen am Krieg und die Zweideutigkeiten in
den Friedensprogrammen. Dieſe müßten vor allen Dingen
beſeitigt werden.

Kautsky behandelte das Friedensprogramm der
Unabhängigen Sozialdemokratie Deutſchlands. Er legte
dar, daß heute wohl die Sozialiſten der ſogenannten Mehr-
heit in Deutſchland anſcheinend dasſelbe Friedensprogramm
hätten wie die Unabhängigen Sozialdemokraten, da die
einen wie die andern einen Frieden ohne Annexionen und
Kontributionen fordern, daß die Uebereinſtimmung aber
bloß in dem Gebrauch der gleichen Worte beſtehe, denen
jeder Teil einen andern Sinn beilege. Er zeigte an der
Hand der Leitſätze über die Kriegsziele, die von der Frak-
tion im Auguſt 1915 beſchloſſen wurden, und der jüngſten,
in Stockholm verfaßten Denkſchrift der Mehrheits-
ſozialiſten, daß deren Auffaſſung nicht auf den Prin-
zipien der internationalen Sozialdemobratie beruhe, ſon-
dern daß ſie erfüllt ſei vom Geiſte nationaliſti-
ſcherMachtpolitik und militariſtiſcher Denk-
weiſe, die ihre Haltung zu den einzelnen Problemen von
der Kriegslage abhängig mache. Er wies das im einzelnen
nach aus den Sätzen über Oſterreich und die Türkei, über
Belgien, Polen und Elſaß-Lothringen.

Zum Schluſſe wiederholte Kautsky, was ſämtliche Red-
ner ſchon vor ihm in gleichem Sinne nachdrücklich betont
hatten, daß die geplante Konferenz, wenn ſie für den Frie
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in England 11,8, in den Vereinigten Staaten 43,5. Während M Landes
in einem Jahre in Dänemark jeder 588., in Ungarn jeder P Kommun
496., in Deutſchland jeder 431. Eiſenbahnarbeiter oder An- e tö
geſtellte verkrüppelt wird, trifft in den Vereinigten Staaten Muuf die

jeden 19. dieſes traurige Schickſal. dingung
Der Senator Borah von Jdaho erklärte in einer öffent. eergeſtell

lichen Rede, in der er ſich gegen die Geſetzesüberſchreitungen gefunden
der Truſtmagnaten wie gegen die Dynamitereien ge- ausnahm
hetzter Gewerkſchafter wandte: „Jch übertreibe nicht und der Reis
entſtelle nicht die unwillkommenen und uns anklagenden W arg
Tatſachen, wenn ich erkläre, daß wir ſchon jetzt, in unſrer Der Ver
Jugend, die geſetzloſeſte aller großen zivili- P ppſtenprei
ſierten Nationen ſind. Es gibt kein Land erſten Bezugsve
Ranges, in welchem ſo wenig Reſpekt vor dem Geſetz Wreve
exiſtiert, weil es Geſetz iſt der letzte Ausdruck der hoch der
Souveränität als hier in unſrer eignen Republik.“ der Reick

Sozialpolitiſch ſind alſo die Vereinigten Staaten
zweifellos die rückſtändigſte aller modernen Jnduſtrie-
nationen. Es bleibt ihnen höchſtens der Stolz auf die
„Freiheit“, auf die Macht des Volkes über die Regierunng,
auf die Wahl ſämtlicher Behörden durch die Maſſen, aber Der
dieſem Vorzug ſteht der Umſtand gegenüber, daß es keine des Reich
Wahl in Aemerika gibt, die ſich ohne Betrug, Diebſtaht, Arbeitspla
Meineid, Raub und Mord abſpielt. Mit irgendwelchen Miß die Kred
bräuchen bei den europäiſchen Wahlen läßt ſich das gar nicht Nunterbroch
vergleichen, denn der Wahlbetrug wird von den Partei- Freitag ſte
leitungen planmäßig vorbereitet und als „Wahlmanöver“ des Reiche
mit aller Kunſt durchgeführt. Der „Repeater“, d. h. der Mäcntrags
Mann, der mehrfach in der Wählerliſte ſteht und mehrfach Na ieſen
wählt, iſt eine ſtändige Erſcheinung zu Zehntauſenden. Jeder wird dann
Politiker weiß um dieſe Schwindelmethoden und dieſen wird die
Korruptionsgeiſt und läßt ihn ſich gefallen, weil es für die ammende
„Partei“ iſt. So iſt auch die Selbſtregierung des ameri- Reichstag
kaniſchen Volkes verfälſcht und weit von unſerm demokrati-

ſchen Jdeal entfernt. RegAmerika hat keinen Beruf, ſich als Lehrmeiſter für vom 28
Wir können zwar manches Gute der Han
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Deutſchland aufzuſpielen.
von ihm lernen, aber ehe uns die Amerikaner alle ihre
Wohltaten aufdrängen wollen, haben ſie bei ſich zu Hauſe
noch eine Unmenge zu leiſten und zu beſſern.

bringt.
den wirken wolle, ihre Aufgabe nicht in der Ausarbeitung
eines platoniſchen Friedensprogramms erblicken dürfe, daß
die Konferenz bedeutungslos bleiben würde, wenn ſie nicht
den Anſtoß zum allſeitigen, energiſchen Kampfe für die ergeben ſo
Durchſetzung des ſozialdemokratiſchen Friedensprogramme eubnis in
gebe und alle Teile des internationalen Proletariats zu vor dem 1.
ſammenſchließe, die bereit ſind, dieſen Kampf tatkräftig anf die Erlau
zunehmen. Darin ſehen die Unabhängigen Sogialdeme unterſagt,
kraten Deutſchlands die Hauptaufgabe einer internationglen auf ſeine

Konferenz.“ lieferunge:Verboten
ten oder i

Der Seekrieg. von Perſo
unter Freigeleit. „National Tidende“ zufolge ſind migung ſi

am Dienstag abend die erſten beiden ſchwediſche Dampfer, die gabe von
ſich des deutſchen Freigeleits bedient haben, in Göteborg einge
troffen. Jhre Reiſe iſt glatt verlaufen. Beide Schiffe waren
mit Stückgut beladen.

Verſenkt und geſunken. Der däniſche Schoner
„Sophie“ wurde auf der Reiſe von Jsland nach Schottland mit
einer Ladung von Salzheringen am 23. Juni von einem deutſchen
UVoot verſenkt. Der däniſche Dampfer „Markersdal“ iſt auf
der Reiſe von England nach Frankreich geſunken; er iſt wahrſchein-

Ankündigu

der Ueber
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iſt es unt
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Kettenhan

lich auf eine Mine geſtoßen. Der ſchwediſche Dampfer „Ger- tehr mit
manig“ iſt auf der Reiſe von Göteborg nach Hull in der Nordſee waren, geo
von einem UBoot verſenkt. Der fin niſche Dampfer „Otta-
wa“ wurde auf der Reiſe von Stockholm nach Raumo von einem
deutſchen U-BVopt verſenkt. Der norwegiſche Dampfer „Eli

halten vor
delszweige

Lindre“ wurde im Mittelmeer verſenkt. Der holländiſche nötig gem
Dampfer „Beſtewar“ (1044 Bruttoregiſtertonnen) wurde durch ein
deutſches NBoot in der Nordſee in Grund gebohrt. Jn Sche-
veningen wurden neun Mann der achtzehnköpfigen Beſatzung Vom

gelandet. des Höchfm aus Mag2 GeldſtrafeErziehung zum Chauvinismus. e folgen
Einer der berüchtigten „Souveniers“ ſo nennen ſich die auf dem

nationaliſtiſchchauviniſtiſchen Hetzvereine hat Broſchüren drul 100 Zent
ken lafſſen, in denen „die von den Boches in Frankreich und Bel ſolcher P
gien begangenen Verbrechen“ geſammelt find, und hat von den Großhand
franzöſiſchen Schulbehörden nicht wur die Ermächtigung erhalten, er ſelber
die Broſchüren in den Schulen frei zu verteilen, ihm unte
ſondern auch die Zuſage, daß die Lehrer den Jnhalt zum rechnet, 14
Lehrgegenſtand machen ſollen.

Zur Ehre der franzöſiſchen Lehrerſchaft weiß „Avanti“ zu iſt. Für
berichten, daß da und dort in Lehrerkreiſen öffentlich an diefer Höchſtprei
Erziehungsmethode Kritik geübt worden iſt. Jn einer pädago- klagter ve
giſchen Zeitſchrift fragte eine Lehrerin in einem offnen Briefe einander
bei der Schulbehörde an, wie ſie ihren Schülern das Kapitel über dieſe Art
Vergewaltigung der Frauen erklären ſolle, ohne Gefahr für dos daß auch
ſittliche Empfinden der Jugend. Und die gewerkſchaftlichen Ver-
bände der Lehrer haben eine Reſolution gefaßt, die gegen die Be Der

mehr nur

handlung der Broſchüre als Lehrgegenſtand proteſtiert und in der es Ka
betont wird, daß Erziehung zum Völkerhaß allen Prin- unter an
zipien der Moral und Pädagogik entgegenſtünden, preiſe üb
und der Hinweis auf Verbrechen, wie ſie in dem Werke beſchrie pro Zenti
ben ſind, die kindliche Seele nur vergiften könne. bezahlte,

Die Reſolution, die der „Avanti“ abdxuckt, iſt von der mehr als
italieniſchen Zenfur ſtark gekürzt. berechnete

uberſchre
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Dauerfutter durch Kommunalverbände.
Die Beſchaffung von Dauerfutter für den kommenden Win-

ter muß nach Möglichkeit gefördert werden. Aus dieſem Grunde
ſoll, wie wir den Mitteilungen aus dem Kriegsernährungsamt“
entnehmen, von der Reichsfuttermittelſtelle auf beſondern An
trag den Kommunalverbänden ſowie mit Zuſtimmung der
Landesfuttermittelſtellen ausnahmsweiſe auch den zu einem
Kommunalverband gehörigen größern Gemeinden Dauerfutter,
das ſie durch Dörren, Einſäuern oder auf ähnliche Weiſe aus
Rübenköpfen, Grünfutter u. dergl. erzeugen, ohne Anrechnung
auf die ſchlüſſelmäßig zuſtehenden Mengen unter folgenden Ve
dingungen belaſſen werden:

Das Dauerfutter muß im Bezirk des Kommunglverbandes
vergeſtellt ſein; hat die Herſtellung in einem andern Bezirk ſtatt

funden, ſo kann es dem auftraggebenden Kommunalverband
ausnahmsweiſe belaſſen werden, wenn er zuvor die Genehmigung
der Reichsfuttermittelſtelle eingeholt hat. Ferner dürfen die
Futtermittel nur unmittelbar an die Tierhalter des eignen Be-
zirks abgegeben werden, aber nicht in den freien Handel kommen.
Der Verkaufspreis muß angemeſſen ſein, er darf den Selbſt

toſtenpreis nicht überſchreiten, im Zweifelsfall iſt der von der
Vezugsvereinigung der deutſchen Landwirte auf Grund der
I Fultermittelverordnung vom 5. Oktober 1916 zu zahlende Ueber-
nahmepreis als angemeſſen anzunehmen. Dieſe Preiſe bedürfen
jedoch der Zuſtimmung der Landesfuttermittelſtellen und müſſen
der Reichsfuttermittelſtelle mitgeteilt werden.

2 v

Notizen.
Der Arbeitsplan des Reichstags. Der Seniorenkonvent

des Reichstags trat am Mittwoch zu einer Sitzung zuſammen, um den
Arbeitsplan für die nächſten Tage feſtzulegen. Am Donnerstag ſteht
die Kreditvorlage zur Beratung. Die Beratung wird aber dann
unterbrochen, bis der Hauptausſchuß ſeine Arbeiten erledigt hat. Am

Freitag ſteht die Verlängerung der Legislaturperiode
des Reichstags auf der Tagesordnung. Damit ſoll die Beratung des
Antrags des Verfaſſungsausſchuſſes verbunden werden, für die
Rieſen wahlkreiſe mehr Mandate zu ſchaffen. Am Sonnabend
wird dann die Beratung der Kreditvorlage fortgeſetzt. Dieſe Beratung
wird die Form einer allgemeinen Debatte anuehmen. Man hofft, am

kommenden Dienstag die Sommertagung beenden zu können. Der
Reichstag ſoll dann etwa Ende Oktober wieder zuſammentreten.

Reglung des Tabakhandels. Eine Bundesratsverordnung
vom 28 Juni 1917 regelt den Handel mit Tabakwaren.
Der Handel mit Zigarren, Rauch-, Kau- und Schnupftabak
(Tabagkwaren) iſt vom 15. Juli 1917 ab nur ſolchen Perſonen ge
ſtattet, denen eine beſondre Erlaubnis zum Betriebe dieſes Han-
dels erteilt worden iſt. Ausgenommen ſind hiervon der Verkauf
ſelbſthergeſtellter Tabakwaren ſowie der unmittelbare Verkauf an

Verbraucher, ſo daß der Konzeſſionierungszwang nur
für den Zwiſchenhandel (Großhandel) beſteht. Hat man alſo nicht
die große Zahl der Ladengeſchäfte zur beſondern Einholung einer

Erlaubniserteilung verpflichtet, ſo ſchuf man doch die Möglichkeit,
Auswüchſe, die ſich hier zeigen ſollten, zu unterdrücken, indem der
Lerkauf unmittelbar an den Verbraucher unterſagt werden kann,
wenn „Bedenken wirtſchaftlicher Art oder perſönliche oder ſon
ſtige Gründe“ vorliegen. Unter den gleichen Vorausſetzungen kann
die Erlaubnis zum Zwiſchenhandel verſagt und, wenn ſie ſich ſpäter
ergeben ſollten, zurückgenommen werden. Außerdem iſt die Er-
lqgubnis in der Regel zu verſagen, wenn der Erlaubnisbewerber
vor dem 1. April 1915 mit Tabakwaren nicht gehandelt hat. Wird
die Erlaubnis verſagt oder zurückgenommen oder der Handel
unterſagt, ſo werden die Warenvorräte des betreffenden Händlers
auf ſeine Koſten und Gefahr an die deutſche Zentrale für Kriegs-
lieferungen von Tabakerzeugniſſen zur Verwertung übergeben.
Verboten wird durch die Verordnung „in periodiſchen Druckſchrif-
ten oder in ſonſtigen Mitteilungen, die für einen größeren Kreis
von Perſonen beſtimmt ſind“, ohne vorherige behördliche Geneh-
migung ſich zum Erwerbe von Tabakwaren zu erbieten, zur Ab-
gabe von Preisangeboten auf Tabakwaren aufzufordern, ſowie bei
Ankündigungen gewiſſe irreführende Angaben zu machen. Außer
der Ueberſchreitung dieſes Verbotes ſowie der Ausübung des
Handels, wo derſelbe nach der Verordnung unerlaubt erſcheint,
iſt es unter ſtrenge Strafe geſtellt, die Steigerung des Preiſes
für Tabakwaren durch unlautere Machenſchaften, insbeſondere
Kettenhandel. Verſchiedene preistreibende Vorgänge im Ver-
tehr mit Tabakwaren, die ſchon ſeit längerer Zeit wahrnehmbar
waren, ganz beſonders das ſpekulative Aufkaufen und Zurück-
halten von Waren durch Perſonen, die ſich früher mit dieſen Han-
delszweigen nicht befaßt hatten, hat den Erlaß dieſer Verordnung
nötig gemacht.

Vom Großhandel zum Kleinhandel. Wegen Ueberſchreitung
des Höchſtpreiſes für Zwetſchen war der Händler Töpferwein
aus Magdeburg vom Landgericht als Berufungsinſtanz zu einer

Geldſtrafe von 400 Mark verurteilt worden, und zwar auf Grund
des folgenden Tatbeſtandes: Jm September 1916 verkaufte er
auf dem Güterbahnhof in Magdeburg aus der Eiſenbahn, wo
00 Zentner Bauernpflaumen für ihn lagerten, den Zentner
ſolcher Pflaumen für 18 Mark, obwohl der Höchſtpreis für den
Großhandel 14 Mark betrug. Auf eine Vorhaltung erklärte er, daß
er felber für den Zentner ſchon 14,20 Mark bezahlt habe. Es wurde
ihm unterſagt, im Großhandel, wozu der Verkauf per Zentner
rechnet, 18 Mark zu nehmen. Darauf ſagte er, er verkaufe nun
mehr nur bis zu 20 Pfund, was noch als Kleinhandel anzuſehen
iſt. Für das Pfund berechnete er 18 Pfennig, womit an ſich der
Höchſtpreis für den Kleinhandel nicht überſchritten war. Ange-
klagter verkaufte aber jetzt an einzelne Perſonen mehrmals hinter
einander je 20 Pfund zu dem Pfundpreis von 18 Pfennig. Auch
dieſe Art des Verkaufs ſahen die Gerichte als Großhandel an, ſo
daß auch für dieſe Fälle eine Höchſtpreisüberſchreitung angenom-
men wurde.

Der Angeklagte legte Reviſion beim Kammergericht ein.
Das Kammergericht verwarf das Rechtsmittel und führte
unter anderm aus: Der Angeklagte habe zweimal die Höchſt
preiſe überſchritten. Einmal, indem er die Pflaumen zu 14,20
pro Zentner erwarb, alſo im Einkauf mehr als den Höchſtpreis
bezahlte, und dann, weil er beim Verkauf im großen
mehr als 14 Mark pro Zentner bezw. mehr als 14 Pfg. pro Pfund
berechnete. Jndem das Landgericht beide Arten der Höchſtpreis-
Uberſchreitung als eine Tat behandelte, anſtatt zwei verſchiedene

Handlungen anzunehmen, habe ſich das Landgericht allerdings
eines Rechtsirrtums ſchuldig gemacht. Aber nicht jeder Rechts
irrtum könne zur Aufhebung eines Landgerichtsurteils führen,
ſondern nur ein Rechtsirrtum, durch den ſich der Angeklagte be
ſchwert fühlen könne. Es ſei nun aber nicht anzunehmen, daß
das Landgericht die Straftat milder beurteilt haben würde, wenn
es ſtatt einer Tat deren zwei angenommen hätte. Alſo könne ſich
Angeklagter durch den Rechtsirrtum nicht beſchwert fühlen. Des-
halb ſei ſeine Reviſion zurückzuweiſen.

Verfaſſungskonflikt in Sachſen. Der Streit
um die Verfaſſungsreform in Sachſen endete am Mittwoch
mit einem Konſlikt zwiſchen Regierung und der Zweiten
Kammer. Da jene die Einſetzung einer Zwiſchendepntation
für die Verfafſungsreform ablehnte, beſchloß die Zweite
Kammer mit 50 gegen 25 Stimmen die Einſetzung der von
der Regierung gewünſchten Zwiſchendeputation für die Kohlen
vorlage nur zu genehmigen, wenn die Regierung in die
Verfaſſungsdeputation einwillige. Damit ſind beide Depu
tationen gefallen. Der Landtag wurde dann bis zum
20. Auguſt vertagt.

Fliegerleutnant DoſſenbachDe gefallen. Leutnant d. R.Doſſenbach, einer der bewährteſten Fliegeroffiziere, iſt im Luft
kampf gefallen. Leutnant Doſſenbach ſtand im 26. Lebensjahre.
Seit Beginn dieſes Jahres gehörte er zur Kampfſtaffel Bölcke, wo er
die Zahl ſeiner Luftſiege auf 14 erhöhte.

Weitere Arbeit der U-Boote. Neue U-
Boots- Erfolge im Atlantiſchen Ozean und in der
Biscaya: Fünf Dampfer, vier Segler. Unter den ver
nichteten Schiffen befanden ſich u. a. die engliſchen
Dampfer „Teviotdale“ (3847 Tonnen) auf dem Wege nach
England, „Rahanda 2“ (7196 Tonnen), der Munitivn
geladen hatte und faſt gleichzeitig mit der Torpedodetonation
in die Luft flog, ein großer bewaffneter Dampfer, anſchei-
nend mit Erzladung auf dem Wege nach England, eng
liſcher Zweimaſtſchoner „Carrie Harvey“.
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Ein Azoren- Hafen beſchoſſen. Reuter meldet
ans Punta Delgada (Azoren): Ein Unterſeeboot be
ſcho ß bei Tagesanbruch die Stadt. Ein Mädchen wurde
getötet, andre verwundet. Die Forts eröffneten das Fener.

Zerſtörer geſunken. Die britiſche Admiralität mel
det: Ein britiſcher Zerſtörer alten Typs iſt in der Nor d ſee
auf eine Mine gelaufen und geſunken. 18 Mann der Be
ſatzung wurden gerettet.

England hält die Schiffe zurück. Wie „Nya Daglight
Allehanda“ mitteilen, konnten am 1. Juli (die deutſche Regierung
hatte für dieſen Tag freie Fahrt durch die Nordſee zugeſichert!)

nur ſehr wenigeſchwediſche Schiffe aus engliſchen
Häfen heimfahren, da die engliſche Regierung folgende Be
dingungen ſtellte: 1. daß 25 Prozent vom Wert der freigegebe-
nen Schiffe hinterlegt werden müßten; 2. daß die Schiffe ſofort
zurückkehren und drei Monate lang Fahrten für England
unternehmen müßten; 3. daß nach Ablauf dieſer Zeit erwogen
werden ſolle, unter welchen Bedingungen die übrigen Schiffe nach
und nach freigegeben werden könnten. Dieſe Bedingungen, die
nach Anſicht der ſchwediſchen Reeder unerfüllbar ſind, wurden erſt

am Vormittag des 1. Juli, alſo abſichtlich zu ſpät bekanntgegeben.
2

Die Vorkonferenzen in Stockholm. Aus Stockholm wird
berichtet: An Stelle Staunings trat Borgbjerg in das Komitee
ein, das jetzt mit den Ruſſen verhandelt. Hier werden Franzoſen
erwartet, die nach Petersburg reiſen. Sie ſollen ein Memorandum
mitbringen. Die aus dem italieniſchen Exil nach Petersburg
zurückgekehrte ruſſiſche Sozialiſftin Balabanow traf hier
ein, um die Geſchäfte der Zimmerwald-Gruppe zu übernehmen.
Die hier eingetroffenen drei Delegierten des ruſſiſchen Arbeiter und
Soldatenrats, Roſanow, Smirnow und Goldenberg, gehören der
MenſchewikiGruppe an. Sie konferierten heute mit der Haaſepartei
und im Anſchluß hieran nahmen ſie an einer Zimmerwald-Sitzung teil.

Petersburger Kommunalwahlen. (Petersb.
Telegraphen-Agentur.) Bei den Wahlen zum großen
Stadtrat von Petersburg erhielten die Maximaliſten
37 Sitze, die revolutionären Sozialiſten 54, die Kadetten 47,
die Minimaliſten 40, die demokratiſchen Sozialiſten 5, die
nationalen Sozialiſten 6 und die Arbeitspartei (7) 11 Sitze.

Von Rußland nach Saloniki. Der ruſſiſche Fliegerhaupt
mann Sevolianow, der in Kremenetz in Rußland aufgeſtiegen war, iſt
laut „Daily Mail nach einer 1500 Kilometer langen Fahrt in
Saloniki gelandet.

Engliſche Kohlen nach Spanien. Der „Temps“
meldet ans Madrid:- Die Unterhandlungen der ſpaniſchen
Regierung mit der engliſchen über die Einfuhr von 150 000
Tonnen engliſcher Kohle monatlich und die Ansfuhr
ſpaniſcher Minerale nach England ſind abgeſchloſſen und
vom engliſchen Aneswärtigen Amt unterzeichnet.

Die Unruhen in Holland. Niederländiſche Blätter berichten,
daß am Dienstag im Diſtrikt von Kattenburg gegen Abend weitere
Ausſchreitungen ſtattgefunden haben. Verſchiedene Läd en wurden
geplündert. Gegen 11 Uhr abends ging die Polizei mit dem
Revolver in der Hand zur Räumung der Straßen vor. Dabei wurden
in der Ooſtenburger Voorſtraat zwei Perſonen ernſtlich ver-
wundet. Jn der Umgebung des Gemüſemarkts kam es ebenfalls zu
Zuſammenſtößen. Mehrere Burſchen plünderten einige Läden. Die
Polizei und das Militär, die mit der größten Geduld die Menge zum
Auseinandergehen bewegen wollten, ſahen ſich ſchließlich genötigt, ſcharf
vorzugehen da ſie von allen Seiten angegriffen und bedroht wurden.
Das Militär feuerte. Vier junge Burſchen wurden getötet
und eine größere Anzahl verwundet.

Folge der Kartoffel Unruhen. Der eintägige
Proteſtſtreik der Hafen und Banarbeiter in Amſter-
dam iſt beendet. Von der Nachtſchicht der Arbeiter in den
Munitionswerkſtätten an Hamburg blieben 1000 Mann
aus. Jm Hafendiſtrikt Kattenburg ſind keine weiteren Ans-
ſchreitungen vorgekommen, dagegen iſt es im Jordaan wieder
ſehr unruhig. Die Polizei ging wiederhoſt mit blanfer
Waffe vor und gab einzelne Schüſſe ab. Vier Perſonen
wurden verwundet.

Rettet die Revolution! Die Vorlänfige Regierun in
Petersburg hat an die Bevölkerung einen Aufruf erlaſſen, in dem ſie
alle Bürger auffordert, ihre perſönlichen Intereſſen zu vergeſſen und
ſich wie ein Mann hinter der Armee zu ſammeln, die ſich in Bewegung

geſetzt hat, um die Revolution und das freie Volk zu
retten. Aus Anlaß des Beginns der Offenſive hebt ein Tagesbefehl
des Kriegsminiſters allen Urlaub in der Armee und der dahinter
liegenden Zone auf mit Ausnahme der Krankenurlanber.

4

Keine Proportionalwahl. Das Unterhaus lehnte bei
Beratung des Wahlreform geſetzes den Vorſchlag
der proportionalen Vertretung einzuführen, mit 201
Stimmen ab.

15 95dw tent
gegen 169

Auſcuf z ruſſhen Oferſe.

W. T. B. Petersburg, 5. Juli. PTA.) Rn-
läßlich der ruſſiſchen Offenſive beſchloß der Kongreß
aller Arbeiter- und Soldatenräte Rußlands mit
erdrückender Mehrheit, folgenden Aufruf an das Heer
zu richten

Soldaten und Offiziere! Die Vorlänfige Regierung
des revolutionären Rußlands ruft euch zur Offenſive an',
euch, die ihr auf den Schlachtfeldern die Sache der Revnln-
tion verteidigt und euer Blut für die Freiheit und den all
gemeinen Frieden vergießt, ench ſendet der Kongreß der
Arbeiter und Soldatenräte gauz Rußlands und der Voll
zugsausſchnß der Bauernvertreter ganz Rußlands brüder-
lichen Gruß.

Die ruſſiſche Revolution ruft ſeit langem die Völker
aller Länder zum Kampfe für den allgemeinen Frieden anf.
Solauge die Völker Europas nicht auf unſern Ruf ant-
worten, geht der Krieg ohne unſre Schuld weiter. Eure
Organiſation und Stärke, von der die Offenſive zengt, werden
der Stimme des revolutionären Rußlands bei ſeinen Auf
rufen an die es bekämpfenden Länder ſowie an die Neutralen
und Bundesgenoſſen Gewicht verleihen und das Kriegsende
näher rücken.

Alle unſre Gedanken ſind bei ench, den Söhnen des
revolutionären Heeres. Jn dieſer entſcheidenden Stunde
fordern der Kongreß der Arbeiter und Soldateuräte ganz
Rußlands das Land auf, alle ſeine Anſtrengungen zur
Unterſtützung des Heeres zu vereinigen. Banern!
Gebt dem Heere Brot! Arbeiter! Sorgt dafür, daß das
Heer nicht an Munuition Mangel leidet. Soldaten und
Arbeiter der Etappe! Bildet Abteilungen und RNegimenter
zur Verſtärkung und geht in die erſten Linien. Bürger!
Seid eingedenk eurer Pflicht! Möge niemand im gegen
wärtigen Augenblick verſuchen, ſich der Erfüllung ſeiner
Pflicht gegenüber dem Vaterland zu entziehen. Die Arbeiter
und Soldatenräte und die Vertreter der Vanern wachen
über die Freiheit Rußlands.

Soldaten und Offiziere! Ener Herz ſoll keinen Zweifel
hegen. Jhr kämpft für die Freiheit und das Glüct
Rußlands ſowie für den nahen allgemeinen Frieden. Wir
ſenden euch heißen brüderlichen Gruß. Es lebe die Revo
lution! Es lebe das revolntionäre Heer!

Flieger über England.
W. T. V. Großes Hauptquartier 5. Juli 1917

(Amtlich.)
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht

Jn Flandern und im Artois hlieh geſtern die
Feuertätigkeit gering. An mehreren Stellen wurden feindliche
Erkundungsvorſtöße abgewieſen.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz
Unſer Geländegewinn am Chemin des Dames öſtlich von

Cerny veranlaßte die fransöſiſche Führung auch geſtern und
heute morgen wieder zu Angriffen, die verluſtreich ſcheiter
ten. Bisher haben die Franzoſen dort 15 mal ohne jeden Ee-
folg, jedesmal aber unter erheblichen Opfern an Toten, Ver-
wundeten und Gefangenen verſucht, den verlorenen Voden zu-
rückzuerobern.

Auf den beiden Magasufern nohm abends der Feuer-
kampf zu.

Heeresgruppe Herzog Albrecht.
Jn den letzten Tagen führten Anfklärungsagbten nungen öſtlich

der Moſel mehrfach gelungene Unternehmungen durch.
t

Eins unſrer Fliegergeſchwader griff geſtern vor
mittag die militäriſchen Anlagen und Feſtungswerke hei Har-
wich an der Oſtküſte Englands an. Trotz ſtarker Abwehr
von der Erde und durch engliſche Luftſtreitträfte gelang es,
mehrere tauſend Kilogramm Bomben ins Ziel zu bringen und
gute Wirkung zu heobachten. Sämtliche Flugzeuge ſind mn-
rverſehrt zurückgekehrt.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Front des Generalfeldmarſchalls Prinzen Leopold

von Bayern.

Auf dem Kampffeld in Oſtgalizien herrſchte
geſtern nur geringe Feuertätigkeit. Es kam auf den Höhen bei
Brzezanny zu örtlichen Gefechten, bei denen die Ruſſen aus
einigen Trichterlinien geworfen wurden, in denen ſie ſich noch
gehalten hatten. Jn den beobachteten Abſchnitten blieb es im
allgemeinen ruhig.

An der
Front des Generaloberſten Erzherzog Joſeph

und bei der
Heeresgruppe des Generalfeldmarſchalls von Mackenſen

zeigte ſich vereinzelt der Feind tätiger als ſonſt.
Mazedoniſche Front

Die Lage iſt unverändert.

Der Erſte Generalquartiermeiſter
Ludendorff.



Deutſcher Reichstag.
111. Sitzung.

Berlin, 5. Juli,
Am Bundesratstiſch: Graf Roedern,

Dr. Lisco, Zimmermann.
Präſident Dr. Kaempf macht Mitteilung von dem während

der Ferien erfolgten Ableben des Abgeordneten Blankenhorn
(natl.). Das Haus ehrt das Andenken des Verſtorbenen in üb-
iicher Weiſe.

Präſident Dr. Kaempf: Welch erſchreckendes Kriegselend,
welch erſchreckendes Maß von Kriegsnot wäre der ganzen Welt
erſpart geblieben, wenn unſre Feinde ſich mit uns bemüht
hätten, den Frieden zu finden, der geeignet wäre, die Ehre und
Intereſſen aller Nationen zu wahren. Aber unſre Feinde haben
das Friedensangebot des deutſchen Kaiſers mit Hohn zurück-
gewieſen, ihre Kriegsgziele ſind auch heute noch die Zerſplitterung
und Vernichtung Deutſchlands und ſeiner Verbündeten. Hier-
gegen mit aller Macht ſich zu wehren, hiergegen Leben und Zu-
kunft Deutſchlands, koſte es was es wolle, zu verteidigen, iſt die
heilige in uns allen lebendige Pflicht der geſamten Nation.

r Jn unerſchütterlichem Vertrauen auf unſer Heer und
nſre Flotke und im Bewußtſein unſers Rechtes und unſrer
ärke führen wir den uns aufgezwungenen Verteidigungskrieg

weiter, geſchloſſen und entſchloſſen gehen wir den Gefahren ent-
gegen, die der Angriff faſt der ganzen Welt gegen uns aufzu-
türmen verſucht, in der feſten Zuverſicht, daß der Sieg in dieſem
e atte für unſer Vaterland uns bleibt. (Lebhafter
Beifall.)

nachm. 3 Uhr.

von Stein,

g ſteht der Nachtragsetat, in welchem
von 15 Milliarden gefordert wird.

Reichsſchatzſekretär Graf Roedern: Als wir uns vor weni-
gen Wochen trennten, wußten wir, daß wir bald zur Beratung
einer weitern Kreditvorlage zuſammentreten würden. Eine
Ueberraſchung iſt die r Kreditvorlage alſo nicht. Unſre
Kriegsausgaben betragen

täglich 100 Millionen Mark
i d täglich aufwendet.

r ſparſam mit der nationalen Ar-

eine

ab. 150 W r d Degegenitber 150 Peillionen, die Englan DerKrieg hat uns gelehrt, daß wi
beit umgehen müſſen. Eine weitere Mahnung iſt die, die noch
vorhandenen Goldmengen der Reichsbank zuzuführen. Hunderte
von Millionen ſind noch in entbehrlichen Schmuckſtücken und auch
in Münzen vorhanden. Wer dazu hilft, daß dieſe Summen der
Reichsbank zufließen, hilft unſrer Valuta und damit unſrer
Volkswirtſchaft. Dazu gehört Kleinarbeit; in dieſer Kleinarveit
ſtehen wir ſeit 3 Jahren, daran beteiligen ſich alle diejenigen,
die dafür geſorgt haben, daß unſre Aecker beſtellt werden, daran
beteiligen ſich die Munitionsarbeiter, daran bveteiligen ſich auch
die Frauen. Nur der verdient ſich Freiheit, ſo wie Leben, der
täglich ſie erobern muß. (Beifall.

D *77Abg. Dr. Spahn (Ztr. ſtellt einen Antrag auf Vertagung.

Nächſte Sitzung Freitag 3 Uhr. (Anfragen, Verlängerung
der Legislaturperiode. Wahlkreisänderung, Geſetzentwurf betr.
den Landtag von Elſaß-Lothringen.)

Der Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes über das Landtags-
wahlrecht wird auf Antrag des Abgeordneten Müller (Meiningen,
Fortſchr. Vp.) gegen die Stimmen der Rechten abgeſetzt und mit
der Generaldebatte am Sonnabend verbunden.

Schluß 4 Uhr.

Aus der Parteibewegung.
Die Frauenkonferenz für das Reich findet ſtatt am Sonnabend

den 7. Juli, vormittags 10 Uhr, im Bureau des Parteivorſtandes,
Berlin SW G6S8, Lindenſtraße 3. Die Organiſationen, welche die
Wahlen vorgenommen haben, werden gebeten, den Delegierten
Legitimationen auszuſtellen.

51 R 7 g re 9Abg. Gener (Ungbh. Sogz.): Wir proteſtieren gegen dieſe

d 1 9 de r dAbwürgung der parlamentariſchen notwendigen AArbeiten.
Fräſtdent Dr. Kaempf rügt dieſen Ausdruck

D 6 15Das Haus beſchließt die Vertagung.

Aus der Provinz Sachſen.
Stendal, 5. Juli. (Jhren Verletzungen erlegen) iſt

die 21jährige Schaffnerin Anna Kaleſſe aus Seelze i. Hann. im
Johanniter-Krankenhauſe. Jhr wurden, wie wir berichteten, Sonntag
früh auf dem Güterbahnhof von einer Lokomotive ein Bein am Knie,
das andre am Fußgelenk abgetrennt.

(Das Schwein im Handkoffer.) Angehalten wurde
hier der Händler N. aus Genzin, der ein friſch geſchlachtetes J Jentner-
Schwein im Handkoffer nach Berlin ſchleppen wollte.

Wanzleben, 5. Juli. (Schließung einer Mühle.)
Der Mühlenbetrieb des Müllermeiſters Hermann Gabriel in Wels-
leben wird auf Anordnung des Landrats wegen Unzuverläſſigkeit
des Jnhabers in bezug auf feinen Gewerbebetrieb bis auf weiteres
geſchloſſen.

Wernigerode, 5. Juli. (Kund gebung des Magi-
ſtrats.) Jnfolge der zutage getretenen Unzufriedenheit, die
durch ungleichmäßige Verteilung von Lebensmitteln entſtanden
war, erläßt der Magiſtrat in den bürgerlichen Blättern eine
Kundgebung, die den Beweis erbringt, daß er einſieht, wie un-
praktiſch die Sache angefaßt war. eWenn das der Stadt zue-
wieſene Quantum von Nahrungsmitteln nicht auf einmal für
alle reicht, dann muß eben dafür geſorgt werden, daß die nicht
an die Reihe gekommenen Perſoneèn bei der nächſten Verteilung
berückſichtigt werden, wie das ſonſt üblich iſt. Daß bei dieſer
Art der Verteilung oft die Bedürftigſten zu kurz kommen, mußte
der Magiſtrat auf Grund ſeiner Erfahrungen wiſſen. Den Vor-
wurf, daß die Bevölkerung mit den ihr zugeteilten Lebensmitteln
nicht hausgehalten hat, hätte man mit Rückſicht auf die geringen
Mengen nicht erheben ſollen. Um ſo weniger, als der Magiſtrat
das Verſprechen gibt, die unverſchuldete Notlage dadurch
zu mildern, daß künftig Kinder nach vollendetem erſten Lebens-
jahr die volle Brotkarte erhalten und daß von dieſer Woche
an die Volkstüchen ohne Abgabe von Kartoffeln benutzt werden
können. Jm übrigen ſollen von nun an jene, ſonſt zur Vertei-
lung gelangten Lebensmittel der stüche zur Erhohung ihrer
Leiitungs fähigkeit zune wieſen werden. Dieſe wird
ſehr zur Beruhigung beitragen. Daß die örtlichen Behörden
nicht im Gegenſatz zu der Bevölkerung ſtehen, nehmen auch wir

Voli
Mirßnahme

als ſelbſtverſtändlich an, ebenſo iſt richtig, daß die Lebensmjtit
ſehr knapp ſind und die Verteilung derſelben ein mit Sorgen h.
ſchwertes Amt iſt. Das darf aber keinen von den in Vetrah
kommenden Beamten davon abhalten, immer neue Wege
ſuchen, um die noch vorhandenen, geringen Mengen von Nah
rungsmitteln auf die gerechteſte Art verteilen zu können.

Kleine Chronik.
Das Urteil im Prozeß Kupfer.

Der Prozeß gegen Frau Martha Kupfer wurde nach neun
tägeger Verhandlung in Berlin am Mittwoch in ſpäter Abend.
ſtunde zu Ende geführt. Die Geſchwornen ſprachen die Ang.
klagte lediglich der ſchweren nichtöffentlichen Urkundenfälſchun,
und des einfachen Bankrotts unter Zubilligung mildernder Um
ſtände ſchuldig. Staatsanwalt Loch verwies darauf, daß die A.
geklagte in geradezu ſkandalöſer Weiſe gegen Treu un
Glauben im Handel und Verkehr ſich vergangen habe und ihr
Treiben ein ungemein gefährliches ſei und von einem verbrech,
riſchen Triebe zeuge. Mit Rückſicht auf die außerordentlich große
Anzahl von Urkundenfälſchungen, beantragte er für die Urkunden,
fälſchung 5 Jahre Gefängnis und wegen des einfachen Bankrott
5 Monate Gefängnis, zuſammengezogen zu 5 Jahren
3 Monaten und 10 Jahre Ehrverluſt. Der G.

getlagte zu 2 Jahren 5 Monaten und 3 T verurteilt un
5 Monate 3 Tage auf die Unterſuchungshaft angerechnet. Von
Ehrverluſt iſt abgeſehen worden.

Schleichhandel auf einem prinzlichen Gute.
Der Schleichhandel auf dem Rittergut Düppel, über deſſen

Aufdeckung wir geſtern bereits berichteten, hat zu zwei weiter
Verhaftungen geführt. Bekanntlich iſt auf dem, dem Prinzen
Friedrich Leopold von Preußen gehörigen Gute der
Schlächtermeiſter Otto Haſeloff aus Teltow verhaftet worder,
als er eben zwölf geſchlachtete Schweine abholen wollte. Am Mit
woch hat auch die Ortspolizei von Nikolasſee zwei Wilmers-
dorfer Einwohner feſtgenommen, die Düppeler Schweine zum
Preiſe von 320 Mark für den Zentner Schlachtgewicht zum
Vertauf anboten, während der Höchſtpreis nur 80 Mark be
trägt. Die Schweine wurden der Lebensmittelverwertungsſtelle in
Nikolasſee übergeben. Der Adminiſtrator des prinzlichen Gute
ein Herr v. Eberſtein, befindet ſich auf einer Reiſe durch Wef
preußen.

Aufſehenerregender Selbſtmord eines Domänenpächters.

Nach Blättermeldungen aus Holzminden hat der Pächter der
herzoglichen Domäne Amelungsborn, Oberamtmann
Robert Bohrens, in einem Anfall von Schwermut ſeinem Le
ven durch Erſchießen ein Ende bereitet. Er hatte wegen Ster
hinterziehung in mutmaßzlicher Höhe von 270 000 ar
eine hohe Ordnungsſtrafe zu erwarten.

Anklihe Velunntmuchungen

Loſe Suppen.
Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. September bzw.

4. November 1915 wird der Verkauf von loſen Suppen wie folgt
geregelz:

Der Verkauf beginnt am Freitag den 6. Jnli 1917.
Für jede Perſon eines Haushalts kann ein viertel Pfuud
verabfolgt werden. Der Verkaufspreis beträgt 64 Pfennig
für das Pfund.

Die Käufer find verpflichtet. bei denjenigen Verkäufern die loſen
Suppen einzukaufen, bei welchen ſie für den Bezug von Kolonialwaren
in die Kundenliſten eingetragen ſind.

Die Abgabe hat unter Abtrennung der Marke 63 des
Warenbezugéſcheins VII zu erfolgen.

Die Verkäufer ſind verpflichtet, ie Marken zu Hunderten gebündelt
im Stadt-Ernährungsamt, Marktplatz 22, erſtes Obergeſchoß
(Saal links), binnen 8 Tagen unter Anzabe ihres Reſtbeſtandes
einzureichen.

Zuwiderhandlungen unterliegen der Beſtrafung nach S 17 der
Verordnung vom 25 Septemver4. November 1915.

Halle, den 5. Juli 1917. Der Magiſtrat.
Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. September und

4 November 1915 wird in Eraänzung der Bekanntmachung vom
24. Juni 1917 die Abgabe von Zucker vom 5. Juli 1917 an wie
folgt geregelt

Jeder Haushalt hat von dem vorgenannten Zeitpunkt ab
den Zucker bei demjenigen Kleinhändler zu entnehmen, bei welchem er
für den Bezug ſtädtiſcher Waren angemeldet und als Kunde eingetragen

Hinſichtlich der abzugebenden Menge und der Abnahmetermine
wird auf die früher ergangene Bekanntmachung und die zur Ausgabe
gelangten Zuckerkarten verwieſen.

Die Kleinhändler ſind verpflichtet, die Zuckerkartenabſchnitte ab
zutrennen und binnen 5 Tagen nach dem Abgabetermin (mithin
das erſtemal bis 19. Juli zu Hunderten gebündelt bei ihren Groß-
händlern abzugeben.

Die Großhändler ſind verpflichtet, die von den Kleindändlern
eingegangenen Abſchnitte binnen weiteren 5 Tagen (das erſtemal alſo
bie 24. Juli) bei der Firma Brandt und Locloff hierſelbſt ein
zureichen.

Eine Abgabe von Zucker ſeitens der Kleinhändler an Haushalte,
welche in ihren Kundenliſten nicht einzetragen ſind, iſt unzuläſſig.
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Bekanntmachungen ziehen die geſetz
lichen Strafen bzw. die Entziehung des Verkaufsrechts nach ſich.

Halle, den 5. Juli 1917. Der Magiſtrat.

ttit.

Auf den Abſchnitt 12 der Kartoffelkarte können diejenigen Per
ſonen, welche auf denſelben keine Kartoffeln erhalten konnten, 210 Gramm
Mehl in den Bäcker und Mehlläden kaufen.

Der Verkauf erfolgt gegen Abtrennung und Einziehung des Ab-
ſchnitts 12 von der Kartoffelkarte und Eintragung des Verkaufs in die
Rubrik 18 C des Lebensmittelſcheins.

Von den Karten abgetrennte Abſchnitte haben keine Gültigkeit;
Händler, welche auf ſolche Abſchnitte Mehl ausgeben, werden mit Ge-
ſfängnis bis zu 6 Monaten beſtraft.

Halle, den Juli 1917. Der Magiſtrat.
Einige Zentner Futterkalk ſtehen zur Verfügung. Bezugsſcheine

über je 1 Zentner werden im Dienſtgebände, Dreyhauptſtraße 6,Zimmer 32, vormittags von S bis 1 Uhr, ausgefertigt.

Halle, den 2. Juli 1917. Der Magiſtrat.

Sonntag den S. Juli 1917
Solist im

Frühkonzert
Großherzgl.-heſſiſcher Kammer
muſiler Louis Kümmel.

InFreien Stunden

Am l. Juli bietet ſich die Gelegenheit,
Abonnent der „Freien Stunden“ zu werden,
da ein neuer Roman beginnt. Auch während
der ſchweren Kriegszeit iſt dieſe SDeitſchrift
ein guter Kamerad geblieben, namentlich den
vielen Frauen, die von den ſchweren Sorgen
der Gegenwart eine Spanne Vergeſſenheit
und Erholung ſuchen. „Aus eigener Kraft“
heißt der Roman, der zum Abdruck kommt,
und als zweite Erzählung „Die Prärie am
Jacinto“, eine Schilderung aus dem wilden
Weſten Amerikas. Daneben ſorgen volkstüm
liche, illuſtrierte Aufſätze aus allen Wiſſens
gebieten, Rätſel, Winke für Haus und Küche für
die notwendige Abwechſlung des Leſeſtoffes und
für die praktiſchen Bedürfniſſe der Hausfrau.

Wöchentlich erſcheint ein Heft für 15 Pfennig

Zu beziehen durch:

Verlag der Volksſtimme

Ich beſtelle hierdurch „Jn Freien Stunden“,
wöchentlich ein Heft für 15 Pfennig.

Name:

Ort:

Straße:
(Der Beſtellzettel ift ausgefülle
dem Zeitungsboten mitzugeben.)

Sbmnmer- ind Lederſchuhwaren

in allen Preislagen und Ausführungen vorteilhaſt
im Kaufhaus H. Elkan, Leipziger Straße 3

Stadtbad
Schimmelſtraße Nr. 1 bis 4.

ſind von heute ah wieder geöffnet

und ſind die Badezeiten folgende

Mont nd ittags bisFür Damen ontag und Donnerstag nachmittags von l
8 Uhr, Dienstag und Freitag vormittags vor

7 bis 1 Uhr, Mittwoch und Sonnabend von 1 bis 4 Uhr nachmittag

Für Herren Sonntag früh 7 bis 1 Uhr mittags, Montag urd
Donnerstag früh 7 bis 1 Uhr miltags, Dienstag

von mittags 1 bis abends s Uhr, Freitag von mittags 1 bis abends
9 Uhr, Mittwoch und Sonnabend vormittags 7 bis mittags 1 Ubr
und nachmittags 4 bis 8 Uhr, Sonnabend bis abends 9 Uhr.

Halle, den 2. Juli 1917. Der Magiſtrat.
a a a d e e n

jArbeiter-Sängerchor Hafle
Leitung Kapellmeiſter H. Engelmann.

Sonntag deu S. Juli, en. S Uhr, im Olympiaparlk
zwei Voll und Fuſtrumental- Konzerte
unter Mitwirkung der Görlach-Kapelte, Gutgewählte Spiclfolge.

Programme ſind im Vorverkauf bei allen Mitgliedern des
Vereins, in den Filialen Merſeburger-, Bertram, König und
Magdeburger Straße, Volksbuchhandlung, Zigarrengeſchäft A. M.
Albrecht und im WalhallaTheater zu haben.
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 31. Halle, Freitag den 6. Juli 1917. Jahrgang.

Die Zukunft der Partei.
Die Zukunft der deutſchen Sozialdemokratie, überhaupt der

deutſchen Arbeiterbewegung von der wir am Schluſſe unſers
geſtrigen Artikels als von einer Sache ſprachen, um die uns
durchaus nicht bange zu ſein braucht, ſofern nur die breiten
Maſſen gründlich genug über ihre Jrreleitung durch die ſoge-
nannten Unabhängigen aufgeklärt und zu dem allein richtigen
Handeln daraus veranlaßt werden ſie liegt in ihren mutmaß-
lichen Einzelſchickſalen noch vollkommen dunkel vor uns. Und
nur zwei Dinge ſind es, mit denen wir aller Wahrſcheinlichkeit
nach vorläufig rechnen dürfen: daß es zu ſchweren innern Kämp-
fen auf politiſchem und wirtſchaftlichem Gebiet kommt, und daß

nicht zuletzt eben daraus wieder eine geſchloſſene, einige
deutſche Arbeiterbewegung entſteht.

Zunächſt die Kämpfe. Sie beruhen vor allen Dingen in
den beſonders ſchwierigen und immer noch unausgereiften Ver-
hältniſſen der Zeit nach dem Kriege. Wie auch dieſer Krieg aus
gehen möge, Deutſchlands Volkswirtſchaft hat mindeſtens etliche
Jahre danach tüchtig zu kämpfen, um auch nur einigermaßen
wieder den alten Stand von 1914 zu erreichen. Dazu muß es
nach außen ſeine damaligen Abſatzmärkte zurückzuerlangen
ſuchen, und nach innen danach trachten, die alte Produktions-,
nicht zuletzt auch Konſumtionsfähigkeit wiederzuerlangen. Das
wird ihm aber nicht ohne weiteres gelingen, und deshalb wird
fürs erſte zu rechnen ſein mit einer

Produktion auf verhältnismäßig ſchwacher finanzieller Bafis,
mit der Stillegung menſchlicher Arbeitskraft und Erſatz durch
Maſchinen, mit der Herſtellung billiger Maſſenartikel, die immer
am beſten noch abgehen und an denen immer noch am meiſten
verdient wird, uſw. uſw. Zwar wird eine Erleichterung geſchaffen
werden durch die ungeheuer vielen Arbeiten zur Wiederherſtellung
der zerſtörten oder ruinierten Dinge (Brücken, Häuſer, Maſchinen
und ſo weiter) innerhalb des Staates, vor allem auch zur Aus
füllung aller durch den Krieg erzeugten Mängel in bezug auf
das notdürftigſte menſchliche Leben (Nahrung, Kleidung). Aber
da ein allgemeiner Kapitalmangel herrſchen dürfte und dieſem
Mangel auch der Staat nicht entgehen wird, der am allermeiſten
noch große Arbeitsaufträge ausgeben könnte, ſo wird das nicht
allzuviel ausmachen. Das nun wird eine allgemeine Arbeits-
preisunterbietung verurſachen zumal ja hierbei auch noch die
vielen jetzt allüberall beſchäftigten Frauen und die nicht minder
zahlreichen Kriegsbeſchädigten ſtark in Betracht kommen und
da umgekehrt mit einer nennenswerten Preisſenkung bei den
Nahrungsmitteln und bei den ſonſtigen Gegenſtänden des täg-
lichen Bedarfs nicht gerechnet werden kann, ſo wird ein

Kampf um den Arbeitslohn,
ebenſo wie um den Profit, zwiſchen Arbeiterſchaft und Unter-
nehmertum von äußerſter Heftigkeit entſtehen.

Hinzu kommt, daß auch der Staat hohe finanzielle Anforde-
rungen ſtellen wird, ſtellen muß, wenn er die Staatsmaſchinerie
wieder flott machen und ſomit gegenüber den Verwaltungs-
apparaten der andern Staaten wettbewerbsfähig bekommen will.
Das wird aber nicht ohne neue hohe Belaſtungen der breiten
Maſſen abgehen, ſelbſt in dem günſtigſten Falle, daß er dieſe
Maſſen in möglichſt weitgehendem Maße ſchonen möchte. Und
da nun gerade dieſe breiten Maſſen ohnehin am ſchwerſten unter
den drückenden wirtſchaftlichen Verhältniſſen zu leiden haben,

Arbeiterſchaft auch auf der andern Seite ſchwere Kämpfe aus
zutragen haben. Nur kommt hierbei noch als verſchärfendes
Moment in Betracht, daß die Politik durch alles das nicht nur
eins der wichtigſten Machtmittel, ſondern das Machtmittel über-
haupt wird, von dem die Geſtaltung aller andern ſo gut wie voll
ſtändig abhängt. Deshalb wird hierbei zu dem Kampf um die
Verwendung des Staatsapparats noch der

Kampf um den Staatsaparat
an ſich kommen, alſo um die Wege, die der Arbeiterſchaft oder
dem Unternehmertum den größtmöglichen Einfluß auf den
Staat, ſeine Geſetzgebung und Verwaltung, verſchaffen können.
Und dieſe Kämpfe werden gerade für die Zeit nach dem Kriege
von der weittragendſten Bedeutung ſein, vielleicht ſogar für die
ganze künftige Geſchichte.

Was hat demgegenüber nun die Arbeiterſchaft, oder beſſer
noch: das Proletariat in der Hand da ja gerade hierbei nicht
nur Arbeiter in des Wortes engſter Bedeutung in Frage kom-
men, ſondern auch Angeſtellte, Kleinbürger, Beamte uſw. um
dabei unter der Hoffnung auf den beſten Erfolg den Kampfplatz
betreten zu können? Bisher, das heißt bis vor der Zerklüftung
durch die ſogenannten Unabhängigen, war es ihre Geſchloſſen
heit, ihre Einigkeit und ihr innerer Zuſammenhalt. Darin hat
auch immer nur ihre Macht und Stärke gelegen, in nichts
anderm, weil ſie ja kein andres Machtmittel beſitzt bei ihrer
ſonſtigen wirtſchaftlichen und politiſchen Wehrloſigkeit. Und ſo
ſteht es auch in jeder Arbeiterfibel, in jedem Buch, und ſo hat
es auch immer wieder in allen Reden gelautet. ſowohl bei ge-
wöhnlichen Agitationen wie bei bedeutſamen Kongreſſen. So
hat es uns auch die Geſchichte gelehrt, nicht zuletzt die Geſchichte
gerade der deutſchen Arbeiterbewegung. Was aber haben wir
jetzt? ſo fragen wir nochmals. Und beſchämt und wutknirſchend
zugleich müſſen wir geſtehen: Nichts, ganz und gar nichts haben
wir mehr, machtlos ſtehen wir da und müſſen alle Dinge ſtill-
haltend über uns ergehen laſſen! Das macht, weil die eine ſtarke
Waffe, die einzige überhaupt, dem Proletariat von falſchen
Freunden aus der Hand geſchlagen worden iſt, von Leuten, die
wieder einmal den großen Kladderadatſch erwarten und die des-
halb meinen, ſich ſolche Späße erlauben zu können, und die wieder
zu ihrem Jrrwahn nur deshalb gekommen ſind, weil fie in falſch-
verſtandenem Marxismus ihre Hirngeſpinſte für blanke Wirk-
lichkeit halten, Leute, die den Maſſen mit radikalen Redensarten
kommen und dieſe damit auch wirklich zu einem gewiſſen Teil
einfangen, die aber viel zuwenig Bewußtſein dafür haben, welche
Verantwortung ſie damit auf ſich laden, Leute vor allen Dingen,
die für ihre perſönlichen Grtravaganzen die große Maſſe leiden
laſſen. Sie haben

das Proletariat der einzigen Waffe beraubt,
die es hatte, der Einigkeit, und dieſe Waffe iſt nun hin, ſie kommt
fürs erſte nicht mehr in Betracht.

Sollen wir aber die Dinge ſo treiben laſſen, wir, die wir
die Dinge nüchterner und damit richtiger beſehen? Sollen wir
ruhigen Blutes dabei zuſehen, wie das Proletariat in den Ab-
grund treibt, gerade jetzt, wo wir alleſamt welthiſtoriſche Augen
blicke erleben? Das kann und das darf nicht geſchehen! Und
darum gibt es gegenwärtig keine ſchönere Aufgabe als mitzu-
arbeiten daran, daß die Einigkeit des Proletariats neu erſteht,
beſſer und ſtärker noch als bisher, da ſie in Zukunft noch vielmals
ſchwerere Kämpfe zu beſtehen hat. Das iſt aber nicht anders

ſo werden ſie wenig Luſt verſpüren, dieſe neue Verſchärfung ihrer als dadurch möglich, daß die von den ſogenannten Unabhängigen
wirtſchaftlichen Lage ohne Kampf hinzunehmen. So wird die mißleiteten Maſſen wieder zur alten Bewegung, zur alten Partei

zurückgeführt werden. Sie brauchen damit durchaus nicht ihre
Oppoſition gegen die von ihnen als falſch bezeichnete Politik auf
zugeben: im Gegenteil: ſie ſollen ſie ruhig weiter vertreten und
ſie ſollen auch dazu noch ausreichend Gelegenheit bekommen.
Nur ſollen ſie wieder

ein Heer, eine Armee
mit uns bilden, und ſollen ihre beſondern Anſchauungen
innerhalb dieſer Armee ausfechten.

Einigkeit iſt das allererſte Erfordernis dieſer Zeit, und an
ihr ſollte jeder mitarbeiten, der auch nur halbwegs das prole
tariſche Abe verſtanden hat. Vor allem aber ſollten es die Ar-
beiter tun, und wenn es ihre Führer zehnmal nicht wollen. Tun
ſie das, dann können wir den kommenden ſchweren Kämpfen
ruhig entgegenſehen: wir ſchlagen ſie, und ſchlagen fie ſiegreich,
entſcheidend, entſcheidend für unſre Zukunft und die unſrer
Kinder und Kindeskinder!

Halle und Saalkreis.
Halle, 6. Juli 1917.

Zur Verhinderung des Obſthamſterns
hat der Magiſtrat durch eine Verordnung vom geſtrigen Tage be
ſtimmt:

Jn Ergänzung der vom Preußiſchen Landesamt für
Gemüſe und Obſt über Obſtverteiler erlaſſenen Bekanntmachung
bemerken wir, daß die in der vorgenannten Bekanntmachung ge
gebenen Vorſchriften auch auf den hieſigen Kommunal-
verband und die hieſigen Erzeuger Anwendung fin-
den. Jm übrigen wird auf die im Abſatz 5 der obigen Bekannt
machung erwähnten Strafandrohungen hingewieſen.

Die hier erwähnte Bekanntmachung des Landesamts für Ge-
müſe und Obſt ſei der Verſtändlichkeit wegen noch einmal wieder
gegeben. Sie lautet:

Der Abſatz von Obſt an den Betrieb
(Wirtſchaften, Höfe, Gärten, Baumanpflanzungen) und

in deren Nähe unmittelbar an Verbraucher Großßverbraucher
und Kleinverbraucher) iſt täglich nur in den Morgenftunden zwi-
ſchen 6 und 8 Uhr geſtattet. Auch dürfen imerhalb dieſer Zeit
an ein und dieſelbe Perſon nicht mehr als 2 Pfund Obſt
abgegeben werden. Desgleichen iſt in den Ortſchaften Städten
und Landgemeinden) mit mehr als 10 000 Einwohnern verboten.
im Kleinverkehr einſchließlich des Handels im Umherziehen an eine
und dieſelbe Perſon innerhalb des gleichen Tages mehr als 2
Pfund Obſt abzugeben. Der Abſatz an Obſthändler bleibt durch die
vorſtehenden Vorſchriften unberührt. Jeder Obſthändler muß
aber in der Lage ſein, ſich als ſolcher auszuweiſen. Die Vor
ſtände der Kommunalverbände (Stadt- und Landkreis) ſind be
fugt, für ihre Gebiete oder eingelne Teile Ausnahmen zuzulaſſen,
auch allgemein zu beſtimmen, daß die vorgeſehene Verkaufsgeit
auf andre Tagesſtunden verlegt und die Höchſtmenge für einzelne
Obſtſorten anderweit feſtgeſetzt wird. Mit Gefängnis bis zu 6
Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark wird belegt, wer
den vorſtehenden Anordnungen zuwider Obſt abſetzt oder erwirbt.

Das bemerkenswerteſte alſo daran iſt, daß die Hamſter,
weder draußen bei den „Oebſtern“, noch hier drinnen bei den
Kleinhändlern auch wenn dieſe keine Erzeuger ſind! mehr
als 2 Pfund Obſt an einem Tage bekommen dürfen. Damit war
es höchſte Zeit, denn ſchon lange ſah man allenthalben die Hamſter

am Werke, die auch dann von keinen Gewiſſensſkrupeln über-

sſtätten der E
zeuge r

Rotes Flamenblut.
Roman von Pierre Broodcoorens.

Eingige autoriſierte Ueberſetzung von Johannes Schlaf.

(10. Fortſetzung.) Nachdruck verboten

Mewe Jeſus, die zu jener Zeit in den Sechzigern ſtand,
war kinderlos geblieben. Mit ihren Wolfsgeſichtern, von
denen die behaarten Klappen der unruhigen Ohren ab-
ſtanden, lebten die beiden Geizhälſe in beſtändiger Furcht
vor Dieben, und ſie grollten Souhe, daß er ihr Erbe ſein
ſollte, und auch, weil er ihnen wie eine ſchwere Laſt mitten
in ihren wachſenden Wohlſtand gefallen war.

Um ſich in etwas zu entſchädigen ſie ſelbſt waren
übrigens ſchon vor Tagesanbruch auf den Beinen be
ſchäftigten ſie ihn mit allerlei Arbeiten und machten ihn zu
einer Art von Knecht, für den ſich ſtets etwas zu tun fand.
Rüſtig und fleißig leiſtete der breitſchultrige Knabe ſeine
Dienſte ſchon wie ein Mann. Er führte die Schweine zur
Eichelmaſt, die Schafe auf die Weide, karrte die Miſtjauche
auf die Kohlbeete und die Bataten, grub, hackte und jätete.
Mit fünfzehn Jahren reckte ſich ſein kantiger Schädel zwi-
ſchen den hochgezogenen Schultern vor, und ſeine vom
Körper abgeſtreckten, riſſigen Hände behielten immer die
gleiche Stellung wie beim Faſſen der Arbeitsgeräte.

Um ſeine Kräfte zu heben und ſein Blut aufzufriſchen
ſtopften ihn die Jéſus, dieſe ewig klagenden Kleinigkeits-
krämer, mit Kartoffeln voll. Doch Sonntags gab es Kohl
mit Speck, und außerdem erhielt er ſeine fünfundzwanzig
Centimes, ſo daß er ſich mit ſeinen Freunden ein Ver-
gnügen machen konnte.

Aber er hielt ſich abſeits und verkehrte mit ſeinen
Altersgenoſſen nur wenig. Seine trübe Stimmung hatte
andre Urſachen als die, welche Jéſus zu ihrer freiwilligen
nie veranlaßten. Das Geheimnis der Tragödie, in

e er hineingezogen worden war, laſtete auf ihm wie ein
Uebrigens mieden ihn die jungen Bauernburſchen

auch und ſchielten nur heimlich nach ihm hin, wenn er am

en über den kleinen Platz vor der Kirche

von La Houppe ſchritt, um ſich zur Neunuhrmeſſe zu be-
geben.

Da ihm das Familienleben und die Freuden der Kind
heit verſagt geblieben, war ſein Geiſt frühzeitig gereift.
Und er hegte die Gedanken eines Erwachſenen ſchon in
einem Alter, in dem die Dorfgaſſenjungen noch wie Füllen
durch die Obſtgärten hetzten, indem ſie ihnen erdige Raſen-
klumpen gegen das Hinterteil ſchmiſſen. Er vergnügte ſich
für ſich allein; manchmal lief er die drei Kilometer bis
Renaix, um ſich für zwei Sous alte Zeitungen zu kaufen,
aus denen er Drachen anfertigte, indem er ſie über Weiden-
gerten ſpannte.

Die Jéſus haßte er tödlich; beſonders die Alte mit
ihrem eckigen Geſicht, ihren Schielaugen und ihrer klang-
loſen Stimme, bei der ihn eine Gänſehaut überlief. Er
fühlte ſich von ihnen ausgenutzt und litt darunter, doch ge-
horchte er ihnen mit ererbtem Bauerngleichmut ohne Mur-
ren. Sprach er mit ihnen, ſo geſchah es einſilbig in feind
ſeliger Weiſe. Um ihnen keine Gelegenheit zu einem Tadel
zu geben, bemühte er ſich bis zum äußerſten, dem geringſten
ihrer Wünſche zuvorzukommen und machte ſich von ſelbſt an
die notwendigen Arbeiten. Und ſie waren zufrieden mit
ihm, was ſie ihm indeſſen aus Egoismus verhehlten.

Oft ſchickten ſie ihn in den Wald, um Kienäpfel und
Bucheckern aufzuleſen, Beſen zu ſchneiden oder hundert
Reiſigbündel zu zerhacken. Dann brach ein Blitz unter ſei
nen Lidern hervor und erhellte ſeine braunen Augen. Er
machte den Hund Labri los und drang in das Dickicht ein,
ein grünes Reis zwiſchen den Zähnen, die Schleuder in der
Taſche. Mit Steinwürfen ſchlug er Zweige ab, tötete Krä-
hen und Kuckucks. Und mit allen Liſten eines Vogelſtellers
und der Gewandtheit eines Eichhörnchens nahm er die
Neſter der Amſeln, Zeiſige und Buchfinken aus. Einmal
ſtürzte er von einer Eſche ab, weil er ein Neſt nicht hatte
loslaſſen wollen, das er mit leidenſchaftlichem Eigenſinn
gegen die Bruſt gedrückt hielt. Und beinahe hätte er ſich
das Rückgrat gebrochen. Noch immer ohnmächtig, war er
am Abend von den Jéſus aufgehoben worden, die, beun
ruhigt über ſein Ausbleiben, ſich aufgemacht hatten, um
ihn zu ſuchen.

Er mußte zwei Monate lang das Bett hüten, und s
koſtete eine Menge Milch, Eier und ärztliche Fürſarge. Die
Jéſus wurden faſt krank darüber. Hätten ſie es vermocht,
ſo würden ſie ihn mit ihren Blicken getötet haben. Aber fie
fürchteten ſich bereits vor ſeiner Kraft. Schließlich war er
wiederhergeſtellt und nahm, die Zähne zuſammengebiſſen,
die Beine ſtramm, ſein Joch wieder auf ſich.

Das Gehölz und ſeine geraden Buchen mit ihren gkat-
ten ſilbergrauen Stämmen, ſeinen hundertjährigen, be-
mooſten Eichen, ſeinen ſtillen Gründen und ſeiner Kühle,
bedeuteten für ihn das irdiſche Paradies des Alten Teſta-
ments. Die leiſen Schläge ſeines Herzens einten ſich da
den unbeſtimmten Lauten der Natur. Er freute fich an den
hier und da von einem grünen Licht erhellten Schatten, an
dem langhingetragenen Brauſen des Windes in den Zwei-
gen, an dem Spiele der Vögel von Wipfel zu Wipfel. Er
ſelbſt war vielleicht nichts andres als ein unſcheinbares Ge
tier des großen, geheimnisvollen, wunderſam flüſternden
Waldes. Der ſenkte ihm ein wenig Frieden in die Soele,
und Flohil wußte ihm Dank, daß er mit ſeiner freundlichen
Milde ihm gleichſam Vater und Mutter geworden war, die
er verloren hatte. Es war ſo, als ob der Wald ihm ganz
gehörte. Faſt immer fond er ſich hier allein, voller Be
hagen zwiſchen den hurtig ſpringenden Kaninchen, wenn er
Körbe voll Heidelbeeren oder Haſelnüſſe ſammelte, die die
Jéſus dann, auf ihren Hartriegelſtock geſtützt, in die Stadt
trug, um ſie zuſammen mit ihrem Viertelhundert Eiern zu
verkaufen.

Der Duft des Waldes, dieſer kräftig gemiſchte Duft, in
dem ein aromatiſcher Hauch von Pilzen, trockner Borke, von
Harz und feuchtem Laube ſich den herzhaften Dünſten eint,
die der tauſendjährige Humus aushaucht, weitete Souhes
Nüſtern; und in einer Art von dionyſiſchem Rauſche ſog er
ihn tief in die Lungen ein.

Ab und zu zeigte ſich in der Einſamkeit des Hochwaldes
und in der Stille, die nur von den zwei melancholiſchen
Noten des Kuckucks unterbrochen wurde, die Silhouette
eines Wächters, der auf ſeinem Rundgang begriffen war.

(Fortfetzung folgt.
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kemnmen wurden und ruhig ihre 4 Pfund oder noch mehr verlang-
ten, wenn der Laden voller Leute ſtand, aber nur noch wenige Kir-
ſchen verfügbar waren. Nur hat die ganze Sache noch ein einzi-
ges großes Loch, und daran wird alles fehlſchlagen: Zunächſt iſt
jeder Hamſter unbehindert, von einem Loden zum andern zu
wandern und überall feine 2 Pfund mitzunehmen, und dann kann
er ja auch andre Perſonen noch, Familienmitglieder uſw. danach
jchicken, kraft jener Verordnung, die das eine wie das andre
unausgeſprochen zuläßt. Hier würde allein der Markengwang
belfen. Soll aber dieſer auch noch beim Obſt angewendet werden?

Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Loſe Suppen: Von Freitag an jede Perſon Pfund auf Marke 63

des Warenbezugsſcheins VII, pro Pfund 64 Pfg.

Auch noch verwäſſertes Oel
So muß man ſich fragen, wenn man folgende Cerichtsver-

nd überdenkt, die am Donnerstag vor dem hieſigen
Schöffengericht gepflogen wurde.
Die Händlerin B. und ihre Tochter hatten ſich wegen Ver-
fälſchung von Nabrungsmitteln und wegen deren Vertrieb zu
verantworten. Sie betreiben ein kleines Materialwarengeſchäft
ind hatten von der Gemeinde Diemitz, in der ſie wohnen, Nußöl
zum Weitervertrieb erhalten. Als ſich einige Kunden das ihnen
uſtehende Loel holten, will die Tochter bemerkt haben, daß Waſſer
t ber Flaſche Sie behielt in einem Falle die Flaſche zu-

rück, um das Oel zur Unterſuchung weiterzugeben. Jn einem
rn Falle brachte eine Frau das Oel zurück und wurde ge-

eten, doch das Oel zur Gemeindevérwaltung zu bringen, damit
dort unterſucht werden könne; fie hätten das Oel ſo bekommen.

Weil nun angenommen wurde, daß die Angeklagten ſelbſt das
Waſſer zugeſetzt hätten, mußten ſie ſich in der oben angegebenen
Weiſe verantworten. Sie beſtritten energiſch ihre Schuld.

Der Direktor der Fettverſorgungs ſtelle für
den Saalkreis nun war als Sachverſtändiger erſchienen und
machte intereſſante Mitteilungen über die Oelverteilung. Es ſei
bereirs bei zwei andern Gemeinden vorgekommen, daß Oelſen-
dungen mit Waſſer aufgefüllt angekommen ſeien;
hierbei wäre die Fälſchung auf der Bahn vorgenommen
worden. Die Blechkannen ſeien zwar verbleit, doch verſtänden
es geſchickte Leute, die Stöpſel ohne Beſchädigung der Plomben
zu entfernen. Der Sachverſtändige gab auch die Möglichkeit zu,
daß das Oel ſchon in der Einfülklſtelle mit Waſſer ver-
ſetzt worden ſein könne.

Der Amtsanwalt hielt trotz alledem die Schuld der Ange-
klagten für erwieſen und beantragte gegen die Mutter 50 und
gegen die Tochter 20 Mark Geldſtrafe. Der Verteidiger wies auf
die vielen Möglichkeiten hin, bei denen das Oel verfälſcht worden

do r Derer Angetlagten veweiſe deren
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truge

fortnte. Auch das erhalten

n neben 2 W 2 9s Gericht ſprach nach eingehender Verhandlung die An-
getlagten rret.

Eingabe um eine beſſere Zugverbindung Halle
Bitterfeld. Eine große Anzahl man kann ſie auf allermindeſtens
taufend ſchätzen von den in Halle und Umgegend wohnenden
Aebeitern iſt in Bitterfeld, namentlich in den dortigen chemiſchen

Jnfolge der großen Wohnungsnot nun könnenFabrik geſchäfti tFabriken, beſchäftigt.

Batr 79 5 S rſie daſel n vaſſendes Unterkommen, kaum eine genügende Schlafſtelle

e M d 75 o 51 trdalten. Viele der Arbeiter bleiben deshalb teils unter ungenügenden
Einrichtungen in Gaſthöfen uſw., teils fahren ſie täglich zu ihrer Familie
nach Halle zurück. Dieſes Zurückfahren aber bereitet große Schwierig

friten, weil der einzige benutzbare Zug bereits früh um 3 Uhr in Halle
geht und die Arbeiter deshalb gezwungen ſind, bereits um 2 Uhr

qufzuſtehen. Eine Erleichterung könnte nun bequem dadurch geſchaffen
wwerden, daß jener Zug, der frühmorgens gegen 5 Uhr von der
wiſchenſtation Landsberg abgeht, bereits von Halle aus abgelaſſen
wird. Es würden dann auch viele andre Arbeiter noch, die unter
Intbebrungen in Bitterfeld bleiben, dieſen Zug benutzen. Zudem ſpielt

ich auch dabei noch die Ernährungsfrage eine große Rolle. Die
EiſenbahnDirektiou iſt deshalb jetzt durch ein Geſuch um

iolaffung jenes Zuges von Halle aus gebeten worden. Hoffentlich

hat die Eingabe bald Erſolg.
Mietſteigernngen erſt nach behördlicher Genehmi-

gqung. Eine ganz gute Anordnung iſt vom Gouverneur von Thorn
qur Hintanhaltung übermäßziger Mietſteigerungen getroffen worden.
Er hat für feinen Berehlsbereich angeordnet. daß Erhöhungen des
Mietzinſes für Wohnungen aller Art und Geſchäftsräume während des
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rieges nur inſoweit zuläſſig ſein follen, als die Vermieter
Vergleich zu den Laſten, die ſie kurz vor Ausbruch des

Nrieges für die Wohnungen zu tragen hatten, nach der veränderten
Lage der Verhältniſſe nachweislich höhere Mittel aufwenden müſſen.
Die Entſcheidung hierüber trifft auf Anrufen des Mieters endgültig
das Thorner ſtädtiſche Mieteinigungsamt.

Das Briefpapier wird noch teurer und ſchlechter.
„ſtändigen weiteren fehr beträchtlichen Preisſteigerungen

Papiere und ſonſtiger Roh und Hilfsmaterialien“ haben die Mitglieder
es Vereins deutſcher BriefumſchlagFabrikanten und der Vereinigung
deutſcher Papier-Ausſtattungs- Fabriken veranlaßt, mit ſofortiger Wir
fung auf ihre Fabrikate einen Aufſchlag von 25 v. H. auf die beſtehenden
Lretfe in Anrechnung zu bringen. Der ſchon früher gemachte Vorbehalt
in be;ug auf Verminderung der verkauften Mengen ſowie auf Abwei-
dungen der Papiere hinſichtlich Güte, Leimung, Färbung, Stärke, Glätte
ind dergleichen von den Muſtern wird ausdrücklich von neuem gemacht,

da ſich die Schwierigkeiten bei der Papierherſtellung und Papier-
ocſchaffung dermehrt haben.

13 Prozent in der Zuckerinduſtrie. Die Aktiengeſellſchaft
Zuckerfabrik Körbisdorf hat vor einigen Tagen hier ihre General
verſammlung abgehalten und dabei den Geſchäftsbericht für 1916/17
genehmigt. Das Unternehmen erzielte einen Bruttogewinn von ins
geſamt 872 704 (748 733) Mark. Davon entfallen auf die Zuckerfabrit
11 610 (272 482) Mark, auf die Landwirtſchaft 454 244 (456 927)
Mark, auf die Kohlengrube 5896 (7560) Mark, auf die Ziegelei 954
(2773) Mark. Nach Berückſichtigung von 36 613 Mark für Ab-
ſchreibungen, 212 000 Mark für Kriegsſteuer, Zuweiſung von 46 922
Mark an den Reſervefonds gelangt eine Dividende von 13 (12) Prozent
zur Auszahlung. Auf neue Rechnung kommen 4167 (14 243) Mark.
Zu dem Ergebnis bemerkt die Verwaltung, daß die Zuckerfabrik ein
verhältnismäßig günſtiges Reſultat durch die vorteilhafte Zuckeraus
beute und eine höhere Rübenverarbeitungsziffer ſowie wegen der Un
abhängigkeit in der Kohlenbeſchaffung ergeben habe. Jm landwirt-
ſchaftlichen Betrieb ſeien die Geſamterträgniſſe den Kriegszuſtänden
entſprechend im allgemeinen befriedigend geweſen, doch hätten die Mehr
ausgaben für Löhne uſw. die Einnahmen nicht unweſentlich herab-
gedrückt.

Vom Stadtbad. Während des Juni badeten im Stadtbad
jusgeſamt 36 170 Perſonen gegen 20 224 im ſelben Monat des Vor
jahrs, und zwar männliche 20 620, weibliche 15 550. Schwimmbäder
nahmen 21 636, Wannenbäder 9327 und Brauſebäder 5207 Perſonen.
Im römiſch-iriſchen Bad iſt die Umändrung beendet und das Bad ſo-
nach wieder geöffnet.

Telegraghenlinie zwiſchen Halle und Tornau. Die
raiſerliche Oberpo n in Halle gibt vekannt, daß der Plan über
die tung einer oberirdiſchen Telegraphenlinie an der Straße vonz P Tornau bei er Peenn I in Halle öffentlich
ausliegt.
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Erſatzträfte für abgeſchobene Belgier. Für die am 15. Juni
nach ihrer Heimat abgeſchobenen, zwangsweiſe hier
tätig geweſenen Belgier können Erfatzkräfte aus
dem neutralen Auslande und den öſtlichen beſetzten Gebieten durch
die Deutſche Arbeitszentrale, Berlin SW II, Hanſaplatz 4, ſowie
durch den Arbeitsnachweis der Landwirtſchaftskammer in Halle
a, d. S., Magdeburger Straße 67, aus Belgien durch das deutſche
Jnduſtricbureau, Brüſſel, Leuwenſche Steenweg 23, angefordert
werden. Dahingehende Anwerbungsaufträge werden ſchnellſtens
und bevorzugt berückfichtigt. Sie müſſen aber die ausdrückliche
Erklärung enthalten, daß die Anwerbung für belgiſche Abſchüb-
linge, deren genaue Gliederung nach Fachgruppen und Zahl an
zugeben iſt, erfolgt, und ſie müſſen weiterhin vor der Einſendung
an die Vermittlungsſtellen der hieſigen Kriegswirtſchafisſtelle,
Marktplatz 22, zur Beſcheinigung der Richtigkeit dieſer Angaben
und der Zahl der entzogenen Belgier eingereicht werden.

Kunſtgewerbe oder was ſonſt? Die Kunſtgewerbekkaſſe
der Handwerkerſchule, die unter Leitung der Wienerin Maria
Sikarz ſteht, hat es trotz ihrer Neugründung erſt während des
Krieges unternommen, doch ſchon jetzt mit einer Darlegung
tkhres Könnens in Form einer anſpruchslofen Ausſtellung vor die
Oeffentlichkeit zu treten. Es ſei nun von vornherein ohne wei-
teres zugegeben, daß ſich in den Arbeiten manche gute Veranla-
gung zeigt, ſowohl was die Jdeen wie die Ausführung angeht.
Nur kann das nicht davon abhalten, gleich hinterher einen ein-
zigen großen Mangel feſtzuſtellen, und zwar einen ſo ungange-
nehmer Art daß er die Freude an jenen urwüchſigen Talenten
ſtark beeinträchtigt: der Mangel an Diſziplin und damit zu-
gleich an Erdenſchwere. Die Schülerinnen (und Damen ſind es
nur) treten faſt durchweg ſowohl mit Plakaten, Bucheinbänden,
Vignetten, Bildern uſw. wie mit Emaille- und Deckenarbeiten
hervor, beherrſchen alſo ein ziemlich unfangreiches Gebiet. Und
ſie alle ſind ſo ziemlich einer Art, wenigſtens in den Grundme-
thoden, ſo ſehr ſie auch in bezug auf die Geſtaltung der Einzel-
heiten voneinander abweichen. Dieſe Grundmethoden aber ſind
hypermodern, ja ſchon beinahe kubiſtiſch, das heißt, ſie irrlichtern
auf der Suche nach Originalität, nach neuen Jdeen und Wegen
ſo ſehr umber, daß ſie in den Jdeen verſchrobenmyſtiziſtiſch, in
den Wegen zerfahren und gequält zugleich ſind. Man füblt
allenthalben, daß junge brauſende Talente am Werke ſind,
merkt aber auch gleich im ſelben Augenblick, daß ſie Pfade ge-
führt werden, die in gewiſſen engen Fachkreiſen als ſehr modern,
ja vielleicht ſogar als genial betrachtet werden mögen, die aber
unſer Kunſtgewerbe keineswegs bereichern können, wenigſtens
richt in der jetzigen Verfaſſung. Man frage ſich doch nur, was

die großen Kreiſe unſers Volkes und für dieſe iſt doch ſchließ-
lich das ganze Kunſtgewerbe hauptſächlich beſtimmt mit ſol-
chen verworrenen Bildern, mit ſolchen gang unmöglichen Farben-
zuſammenftellungen, mit ſolchen Schriften, die erſt mühſam zu
ſammenbuchſtabiert werden müſſen, machen ſoll, um ſofort das
allein richtige Werturteil zu finden. Nein, mir ſolchen Produtk-
ten kommen wir nicht vorwärts, denn das iſt nicht wurgelechte
Kunſt, ſondern blutleere, abgequälte Erfindung. Und für ſo
etwas bedanken wir uns.

Eine Warnung vor dem Genß unreifen Obſtes erläßt
die Polizei. Sie macht folgendes bekannt Alljährlich werden durch
den Genuß unreifen Obſtes in rohem Zuſtand, namentlich an Aepfeln
und Birnen, zahlreiche, zum Teil langwierige und beſonders für
Kinder gefährliche Krankheiten an Darmkfatarrhen herbeigeführt. Das
Publikum wird daher vor dem Gennuß des vor der natürlichen Reife
gepflückten Obſtes in ungekochtem Zuſtande dringend gewarnt. Jn
geſundheitlicher Hinſicht empfiehlt es ſich auch, reifes Obſt jeder Art
vor dem Genuß gehörig zu waſchen oder zu ſpülen.

Zwei Schnulknaben wegen einer Schießerei vor Gericht.
Wozu der unſelige Unfug des Schießens mit Luftgewehren auf der
Straße führt, zeigte eine Verhandlung, die am Dienstag vor der
Strafkammer ſtattfand. Zu verantworten hatten ſich zwei 13jährige
Schulknaben, die mit einem Luftgewehr auf der Straße geſchoſſen
atten. Sie ſollten ſich dadurch gegen jenen Korpsbefehl vergangen
aben, der das Waffentragen verbietet. Einer von ihnen mußte ſich

außerdem wegen ſchwerer Körperverletzung mittels gefährlichen Werk
zeugs und wegen dadurch erfolgter verantworten. Beide
Knaben hatten Luftbüchſen. Der Schüler M. hatte aber eine nur ſehr
wenig tragfähige Waffe und lieh ſich deshalb von ſeinem Kameraden
deſſen Gewehr. Einmal zielte er nun damit trotz Warnung auf ein
12jähriges Mädchen, angeblich nach den Beinen, und ſchoß auch
nach ihr, traf ſie aber unglücklicherweiſe ins Auge, und zwar ſo,
daß dieſes entfernt werden mußte. Bei der Beweisaufnahme ſtellte
es ſich heraus, daß der kleine M. eine recht gefährliche Erziehung
genoſſen hat. Er durfte nämlich mit ſeiner wenn auch ſchlecht tragenden
Büchſe nach ſeiner Muiter ſchießen, allerdings nach den Beinen. Die
Mutter erklärte auch ganz gemächlich: Das hätte gar nicht weh getan.
Durch dieſe in jeder Beziehung recht merkwürdige Erziehung kam dann
der Knabe zu jener Dummheit, die ſo üble Folgen hatte. Das Gericht
nahm an, daß die Knaben ſich nicht über das Verbot des General
kommandos im Klaren waren und ſprach ſie von dieſer Anklage frei.
M. wurde aber wegen ſchwerer Körpervexletzung zu einer Woche
Gefängnis verurteilt. Jedenfalls ſollte das allen Eltern wieder zur
Warnung dienen. Waffen gehören nun einmal nicht in Kinderhände,
am allerwenigſten ſo gefährliche wie Luftbüchſen. Man ſollte überhaupt
froh ſein, daß Kinder noch keine Waffen zu tragen brauchen!

Aus der Provinz.
Reglunug des Obſtverkehrs.

Das mit der Reichsſtelle verbundene Landesamt für
Gemüſe und Obſt erläßt für Preußen eine Anordnung,
in der es unter anderm heißt:

1. Der Abſatz von Obſt an den Betriebsſtätten der Erzenu-
ger (Wirtſchaften, Höfe, Gärten Baumanpflanzungen) und in
deren Nähe unmittelbar an Verbraucher Großverbraucher und
Kleinverbraucher) iſt täglich nur in den Morgenſtunden
zwiſchen 6 und S Uhr geſtattet. Auch dürfen innerhalb dieſer Zeit
an ein und dieſelbe Perſon nicht mehr als 2 Pfund Obſt ab
gegeben werden.

2. Desgleichen iſt es den Ortſchaften (Städten und Land-
gemeinden) mit mehr als 10000 Einwohnern verboten, im
Kleinverkehr einſchließlich des Handels im Umberziehen an eine
und dieſelbe Perſon innerhalb des gleichen Tages mehr als
2 Pfund Obſt abzugeben.

3. Der Abſatz an Obſthändler bleibt durch die vorſtehenden
Vorſchriften unberührt. Jeder Obſthändler muß aber in der
Lage fein, ſich als ſolcher auszuweiſen.

Die Vorſtände der Kommunalverbände (Stadt- und Land-
kreis) find befugt, für ihre Gebiete oder einzelne Teile Aus
nahmen von den Vorſchriften zu 1 und 2 zuzulaſſen, auch all
gemein zu beſtimmen, daß die zu 1 vorgeſehene Verkaufszeit auf
andre Tagesſtunden verlegt und die zu 2 vorgeſehene Höchſt
menge für andre Obſtſorten anderweit feſtgeſctzt wird.

Bitterfeld. Eine Warnung vor Felddiebſtählen
erläßt die Polizeiverwaltung. Sie gibt bekannt Die Diebſtähle auf
der Feldmark nehmen in der Weiſe überhand, daß hiermit nicht nur
die jedesmalige ſtrenge Beſtrafung angedroht wird, ſondern auch dar
auf hingewieſen wird, daß die Eigentümer auch das Betreten der

verbieten werden, wenn die Diebſtähle nich
nicht völlig abgeeruteten

e noch in Haufen (Puppen)

bereits abgeernteten Felderalsbald auſtoren Das Betreten aller n

r un e Je r r ln eſed unter Strafe bis zu
igMeer oder 14 Tage Haft geſtellt. Es muß von jedermann die

Einſicht erwartet werden, daß auch in dieſen Zeiten die beliebige Weg
von ten den Berechtigten ſchweren Schaden t unde c z über die Zumeſſung der Nahrungsmittel

durchkreuzt.

Merſeburg. Keine ſtädtiſche Maſſenwohnung?
Wie ein hieſiges Blatt meldet, ſoll die Stadtverwaltung beabſichti
gen, mit Rückſicht auf den Grlaß des Kommandierenden Generals,

der die zwangsweiſe Ausmietung von Familien erſchweri von
der Pachtung der KaiſerWilhelm-Halle und ihrer Herrichtung zu
Maſſenquartieren abzuſehen. Das ſoll ſchon deshalb nicht ge
ſchehen, weil die hierzu notwendigen Umbauten mit zu hohen
Koſten verknüpft geweſen wären und noch nicht einmal feſtge
ſtanden hätte, ob dieſe Umbauten überhaupt genehmigt worden
wären. Falls das richtig ſein ſollte und daran iſt kaum zu
zweifeln würde das nur zu bedauern ſein. Denn erſtens
ſpricht jener Erlaß nur ein Verbot der gewaltſamen Ausmietun-
gen, und dieſes wieder nur für den Fall aus, daß die ſo bedachten
Familien noch kein „angemeſſenes Unterkommen“ gefunden haben.
Die Frage der Mietſteigerungen, der ausgeſprochenen Kündigun
gen überhaupt uſw. werden alſo davon gar nicht berührt, außerdent
bleibt dabei eine Dehnung („angemeſſenes“ Unterkommen) be
ſtehen, die von den Hausbeſitzern weidlich ausgenutzt werden
dürfte. Zweitens aber iſt doch dieſer Erlaß nur von vorbeugende
und aufſchiebender Wirkung, die Frage der Wohnungsnot wird
davon ſo wenig berührt, wie ſie dadurch beſeitigt wird. Jm Ge
genteil: man könnte mit einigem guten Willen herausleſen, daß
der Kommandierende General die Schaffung „angemeſſener Un
terkommen“ durch die Gemeinden wünſcht. Auf jeden Fall aber
bleibt unſrer Stadt immer noch die Sorge zunüchſt um jene
Familien, die entweder durch unverſchämte Mietforderungen be
drückt oder zu einem Vegetieren in unzulänglichen Räumen ge-
zwungen oder trotz alledem noch wenigſtens mit moraliſch anzu
läſſigen Kündigungen beglückt worden ſind, auch wenn ſie vor

hin bleibt ihr die Sorge um die vielen ledigen Leute, die nur ſehr
ſchwer, wenn überhaupt unterkommen, in ebenfalls völlig unzu-
länglichen Räumen und unter oftmals noch viel ungulänglicheren
andern Verbältniſſen kampieren müſſen, und die ſelbſt wieder
natürlich vollkommen unbeabſichtigt die ganze Wohnungsno.
verurſachen. Da könnte allein die Schaffung neuer Wohnungen
durch die Stadt helfen, und da hierzu die Pachtung der Kaiſer
Wilhelm-Halle ein kleiner Noibehelf war, iſt es zu bedauern, daß
der Magiſtrat hiervon abſehen will.
die andre der beiden ſtädtiſchen Maßnahmen gegen die Wohnung
not: die Kündigung der Hyporhetfen brutaler Hausbeſitzer, i
gängig gemacht werden ſollte wir wiſſen es nicht, möglich wäre
es aber immerhin nach dieſem erſten Rücktritt der Stadt dann
bliebe von jener großen Aftion, die man mit großemAplomb in der
letzten Stadtverordnetenſitzung inſzeniert hat, überhaupt nicht
mehr übrig, höchſtens noch cins: das unangenehme Gefühl, als v
es ſich damals nur um einen Schreckſchuß gegenitber den Hans
veſitzern gehandelt hätte, und als ob auf dieſen Rückzug die le
Hausbeſitzerver ſammlung mit ihrem lärmvollen Auftreten nicht
ohne Einwirkung geweſen wäre. Das aber kann unſrer Stadt
verwaltung wirklich nicht zur Empfehlung dienen. Uebrigen-
iſt es ein ganz merkwürdiges Beginnen dieſer Rlben Verwaltung
ſich erſt von der Stablverordnetenverſammlung einen Pachtvertrag
mit genauer Koſtenfeſtfetzung bewilligen zu laſſen und, dann bin
terher zu erklären, man könne die Sache nicht machen, weil die
Umbauten zuviel Geld koſten und weil noch nicht einmal ſiche
ſtände, ob ſie überhaupt genehmigt würden. Hat man ſich denn da
nicht vorher überlegt und gleich die entſprechenden Schritte getan
Wie geſagt: eine merkwürdige, ſehr merkwürdige Sache.

Eine Kreiskornſtelle. Der Kreisausſchuß hat be
ſchloſſen, für das kommende Wirtſchaftsjahr eine kaufmänniſch geleitet
Geſchäftsſtelle unter der Bezeichnung „Kreiskornſtelle“ einzurichten, der
der Verkehr mit Brotgetreide, Gerſte, Hafer, Hülſenfrüchten, Saatgut,
Kartoſfeln, Futtermitteln, Düngemitteln, Kohlen, Obſt und Gemüſe, die
Geſchäfte der Schweinemäſtung für den Staat ſowie die erforderlichen
Arbeiten der Statiſtik und Beſtandserhebung übertragen werden ſoll.
Die geplante Bildung einer Kornhausgenoſſenſchaft war an dem grund
ſätzlichen Widerſtand der Händlerorganiſation geſcheitert.

Von deu Leunawerken. Das der Badiſchen Anilin
und Sodafabrik zu Ludwigshafen a. Rh. unterm 28. Juli 1916 ver
liehene Recht zur Entziehung oder dauernden Beſchränkung von Grund
eigentum für den Bau einer Ammoniakfabrik nebſt Ammonſulfatfabri
und deren Zubehörungen, insbeſondere auch von Schienenanſchlüſfen
an die Bahnhöfe Korbetha und Merſeburg, Fabrikgleiſen und eine
Rangier und UNebergabebahnhofs, wird auf dasjenige Grundeigentum
ausgedehnt, das zur Herſtellung der der genannten Unternehmerin
genehmigten Anſchlußbahn von der Grube Eliſe 2 bei Mücheln über
Kötzſchen und die Fabriken (die ſogenannten Leunawerke) nach dem
Staatsbahnhof Korbetha und für die hiermit zuſammenhängenden
Aendrungen, Erweiterungen und Ergänzungen der bezeichneten Schienen
anſchlüſſe und andern Gleisanlagen erforderlich iſt.

Wittenberg. Bei dem Zugzuſammenſtoß auf dem
Bahnhof in der Nacht zum Mittwoch iſt außer dem entſtandenen Material
ſchaden der Bremſer vom Schlußwagen des Güterzugs, Hermann Hennig
von hier, inſofern verunglückt, als er ſich, den unvermeidlichen Zu-
ſammenſtoß vorausſehend, durch Abipringen eine Fußverletzung zuzog

die ärztliche Hilfe beanſ N t ätigkei tie ärztliche Hilfe beanſpruchte. Nach angeſtrengteſter Tätigkeit waren
Donnerstag gegen Mittag die Aufräumungsarbeiten ſo weit beendet, daß
der Betrieb wieder voll aufgenommen werden konnte.

Diebſtähle. Während der Nacht zum Donnerstag ſind
Diebe in das Gehöft Bahnhofſtraße 5 eingeſtiegen, haben dort einer
Stall erbrochen und daraus 3 Kaninchen, 2 ſilbergraue und 1 engliſch
Schecke, geſtohlen. Von den Dieben fehlt jede Spur. In der vorber
gehenden Nacht haben Diebe einem Schrebergarten an der Köthenet
Eiſenbahn einen Beſuch abgeſtattet und alles in dem Garten befindliche
Obſt und Gemüſe, was ſie nicht ſtahlen, ſo beſchädigt, daß nichts mehr
geerntet werden kann.

Wittenbers. Die altehrwürdige Kurrende aus
Luthers Zeiten hat nun wieder, beinahe 4 Jahrhundert
ſpäter, ihre Auferſtehung gefeiert. Sie beſteht aus 20 Knaben
unter der Leitung eines Lehrers, wird durch erhebliche Stiftun
gen finangziert und ſoll an jedem Sonntag in den Höfen und auf
beſtimmten Plätzen ſingen. Was damit beabſichtigt iſt, geht au
einer anſcheinend von kirchlicher Seite inſpirierten Mitteilung
hervor. in der es heißt: „Der evangeliſche Choral und das geiſt
liche Voltslied bahnen ſich vielleicht einen Weg zu den Herzen
Ter die Se ſonſt e dem kirchlichen Leben fernhalten. Un
venn mancher unter der vermehrten Kriegsarbeit nicht ſo häufit

den Gottesdienſt der Gemeinde beſuchen kann, wird er ſich eine
ſolchen ſonntäglichen Grußes aus ihr freuen. her diente
die Kurrende auch noch dem kirchlichen Bettel; das nun wer
fallen.

läufig noch vor dem Hinauswurf geſchützt wären, obwohl auch das
wieder nur für einen kleinen Teil zutreffen dürfte. Und weiter

Wenn ſchließlich auch noch
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